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Mitteilung des Senats vom 3. November 2020

Novellierung des Kinderspielflachenortsgesetzes fiir die Stadtgemeinde Bremen
(Kinderspielflaichenortsgesetz, KSpOG)

Der Senat tuberreicht der Stadtbiirgerschaft den Entwurf der Neufassung eines
Ortsgesetzes tiber Kinderspielflachen in der Stadtgemeinde Bremen (KSpOG)
mit der Bitte, das Gesetz in 1. und 2. Lesung zu beschlieBen, um ein Inkrafttre-
ten nach Verkindung im Gesetzblatt der Freien Hansestadt Bremen zum. 1.
Januar 2021 zu ermoglichen.

Das Kinderspielflachenortsgesetz (KSpOG) ist eine sogenannte ortliche Bau-
vorschrift auf der Grundlage der Ermachtigung in § 86 Absatz 1 Nummer 3 der
Bremischen Landesbauordnung (BremLBO) vom 4. September 2018 (Brem.GBIl.
Seite 320). Das Ortsgesetz konkretisiert die in § 8 Absatz 3 und 4 BremLBO
verankerte Verpflichtung, dass bei Gebduden mit mehr als drei Wohnungen
auf dem Baugrundstiick erganzend private Kinderspielflachen zu errichten
oder im Ausnahmefall abzul6sen sind. Diese gesetzliche Verpflichtung besteht
in der BremLBO bereits seit 1971, um der Bedeutung des spontanen Spiels im
Freien und in hausnaher Umgebung fiir Kinder gerecht zu werden. Die naheren
Anforderungen insbesondere an die Lage, GroBe, Beschaffenheit, Ausstattung,
Unterhaltung, aber auch an eine im Ausnahmefall mogliche Ablésung sind er-
ganzend auf kommunaler Ebene in Ortssatzungen geregelt.

Die bisher noch gtltigen Ortsgesetze liber private Kinderspielflachen fur die
Stadtgemeinden Bremen und Bremerhaven stammen jedoch noch aus dem
Jahr 1973. Sie erfiillen nicht mehr die Anforderungen, die an modern gestaltete
Kinderspielflachen gestellt werden, sind nicht mehr zeitgemall und bedirfen
deshalb einer Uberarbeitung, was sich etwa aus der unzureichend definierten
Ausstattungs- und Gestaltungsqualitat oder raumlich unflexiblen Herstel-
lungsverpflichtungen ergibt.

Die fachliche Verantwortung fiir die Anforderungen an die Spielférderung von
Kindern liegt bei der Senatorin fiir Soziales, Jugend, Integration und Sport
(SJIS). Beide Ressorts haben vereinbart, die gesetzlichen Anforderungen an
hausnahe Kinderspielflachen auf notwendige Anderungsbedarfe zu iiberprii-
fen. Dies geschieht vor dem Hintergrund, dass sich Bremen als lebenswerte und
.bespielbare Stadt” weiterentwickeln und attraktiv fiir junge Menschen und
Familien sein soll.

Unter gesetzgeberischer Federfithrung der Senatorin fiir Klimaschutz, Umwelt,
Mobilitat, Stadtentwicklung und Wohnungsbau (SKUMS) ist nach fachlicher
Abstimmung mit der Senatorin fiir Soziales, Jugend, Integration und Sport
(SJIS) unter Mitwirkung des Deutschen Kinderhilfswerkes der vorliegende Ge-
setzentwurf zur Neufassung des Kinderspielflachenortsgesetzes fur die Stadt-
gemeinde Bremen erarbeitet worden, mit dem ein weiterer Baustein des am 17.
Oktober 2017 vom Senat beauftragten Spielraumforderkonzeptes fir die Stadt-
gemeinde Bremen umgesetzt werden soll.

Wesentliche Inhalte des Gesetzentwurfes sind:



e Analog zum Stellplatzortsgesetz haben Sonderregelungen in o6rtlichen Bau-
vorschriften (zum Beispiel Bebauungsplanen) Vorrang (siehe zu § 1 Absatz
D;

e die GroBe der nach § 8 Absatz 3 BremLBO notwendigen Kinderspielflachen
betragt einheitlich mindestens 10 m? je Wohnung tiber 40 m? Wohnflache
(siehe zu § 2 Absatz 1);

e Aufstockungen und Erweiterungen bestehender Gebaude sind vom An-
wendungsbereich des Gesetzes ausgenommen, wenn die vorhandene
Grundstiicksgrof3e nicht verandert wird (Nachverdichtungsprivileg, siehe
zu § 2 Absatz 2);

e die Anforderungen an Lage, Qualitat und Ausstattung sind zeitgemaB tiber-
arbeitet worden (siehe zu § 2 Absatz 3 und § 4 Absatz 2);

e Kinderspielflachen groBlerer Bauvorhaben konnen auch im Rahmen einer
attraktiven Freiflachengestaltung auf dem Baugrundstuick als , Spielinseln”
verteilt werden (siehe zu § 2 Absatz 4);

e Kinderspielflachen verschiedener Bauvorhaben kénnen im Rahmen soge-
nannter ,Pooling-Losungen” auch auf einem Grundstiick in der naheren
Umgebung zusammengefasst nachgewiesen werden (siehe zu § 2 Absatz
5);

e Instandhaltungslasten und Verkehrssicherungspflichten kénnen unter Be-
rucksichtigung des Haushaltsvorbehaltes vertraglich auf die Stadtge-
meinde Bremen tUbertragen werden. In diesem Fall ist auch eine 6ffentliche
Zuganglichkeit sicherzustellen (siehe zu § 3 Absatz 2 und § 5 Absatz 3);

¢ der nach Vorliegen der Voraussetzungen nach § 8 Absatz 4 BremLBO und
Zustimmung der Bauaufsichtsbehorde pro m? Kinderspielflache zu zah-
lende Ablosungsbetrag soll auf 397,00 Euro festgesetzt werden. Dies ent-
spricht 80 Prozent der durchschnittlichen Herstellungs- und Unter-
haltungskosten (siehe zu § 6 Absatz 3);

e nach Zustimmung der fir die Spielférderung von Kindern zustandigen
Stelle kann auch eine ortsteilbezogene Verwendung des Ablosungsbetra-
ges zugelassen werden (siehe zu § 6 Absatz 5) und

e die Erteilung einer Abweichung nach § 67 BremLBO zum (teilweisen) Ver-
zicht auf hausnahe Spielflachen auch ohne Zahlung eines Ablésungsbetra-
ges ist moglich bei

1. Nachweis ausreichend groBer zusammenhdangender Hausgartenfla-
chen von mindestens 60 m? (Wiedereinfihrung des ,Reihenhausprivi-
legs"” mit Beweislastumkehr, siehe zu § 7 Absatz 2 Nummer 1) oder

2. Nutzungsanderungen im vorhandenen Bestand zu Wohnzwecken
(siehe zu § 7 Absatz 2 Nummer 2).

Weitere Erlauterungen und Einzelheiten konnen der anliegenden Begrindung
des Gesetzentwurfs entnommen werden.

Der mégliche Gebrauch der Offnungsklausel nach § 5 Absatz 3 zur Ubernahme
von Instandhaltungs- und Verkehrssicherungspflichten privater Kinderspielfla-
chen durch die Stadtgemeinde Bremen steht unter ausdricklichem Haushalts-
vorbehalt und ist einzelfallbezogen zu prifen.

Personalwirtschaftliche Auswirkungen ergeben sich nicht. Die im Gesetzent-
wurf der fur die Spielférderung von Kindern zugewiesene Aufgabenerledigung
kann personalneutral durchgefiithrt werden.

Der Gesetzentwurf ist mit allen Ressorts, der Senatskanzlei, der Bremischen
Zentralstelle fiir die Verwirklichung der Gleichberechtigung der Frau, dem
Landesbehindertenbeauftragten und der Landesbeauftragten fiir Datenschutz
und Informationsfreiheit abgestimmt, die rechtsférmliche Priufung durch die Se-
natorin fur Justiz und Verfassung ist erfolgt.
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Das Anhoérungsverfahren mit umfassender Behoérden- und Tragerbeteiligung
hat vom 5. September bis zum 8. November 2019 stattgefunden.

Der Gesetzentwurf ist im Rahmen der vom Verein Spiellandschaft Stadt e. V.
ausgerichteten Fachtagung ,hausnahe Spielplatze” am 24. Oktober 2019 der
Fachoffentlichkeit vorgestellt und diskutiert worden.

Alle betroffenen Stellen sind mit gebtindeltem Antwortschreiben vom 20. Feb-
ruar 2020 tiber die Auswertung des Anhorungsverfahrens und die Anderungen
im Gesetzentwurf informiert worden.

Die stadtische Deputation fiir Soziales hat den Gesetzentwurf am 3. September
2020 zur Kenntnis genommen.

Die stadtische Deputation fir Mobilitat, Bau und Stadtentwicklung hat dem
Gesetzentwurf zur Neufassung des Ortsgesetzes tiber Kinderspielflachen in der
Stadtgemeinde Bremen am 24. September 2020 zugestimmt und um Weiterlei-
tung tber den Senat an die Stadtbiirgerschaft gebeten.

Ortsgesetz iiber Kinderspieliflachen in der Stadtgemeinde Bremen
(Kinderspielflachenortsgesetz, KSpOG)

Der Senat verkiindet das nachstehende von der Stadtbtirgerschaft nach § 86
Absatz 1 Nummer 3 der Bremischen Landesbauordnung vom 4. September
2018 (Brem.GBIl. Seite 320 — 2130-d-1a), das zuletzt durch Gesetz vom 22. Sep-
tember 2020 (Brem.GBIl. Seite 963) geandert worden ist, beschlossene Ortsge-
setz:

§1
Anwendungsbereich und Zustandigkeiten

(1)  Dieses Ortsgesetz gilt fiir die Stadtgemeinde Bremen, mit Ausnahme des
stadtbremischen Uberseehafengebietes Bremerhaven, soweit nicht durch Be-
bauungsplane oder andere stadtebauliche oder als ortliche Bauvorschriften er-
lassene Ortsgesetze entgegenstehende Regelungen getroffen werden.

(2)  Dieses Ortsgesetz regelt

1. die Lage, GroBe, Beschaffenheit, Ausstattung und die Unterhaltung von
Kinderspielflachen, Mitteilungspflichten gegeniiber der fiir die Spielforde-
rung von Kindern zustandigen Stelle, Ausnahmen von der Herstellungs-
pflicht und Voraussetzungen fiir die Beseitigung von Kinder-spielflachen
nach § 8 Absatz 3 der Bremischen Landesbauordnung und

2. die Voraussetzungen fur die Ablésung, Hohe, Zahlungsnachweis und die
Verwendung von Ablésungsbetragen nach § 8 Absatz 4 der Bremischen
Landesbauordnung.

(3) Die Pflicht zur Errichtung notwendiger Stellplatze kann der Pflicht zur
Herstellung von Kinderspielflachen nicht entgegengehalten werden.

(4) Zustandig fur den Vollzug dieses Gesetzes ist die untere Bauaufsichtsbe-
horde. Sofern in diesem Gesetz eine Aufgabenwahrnehmung der fir die Spiel-
forderung von Kindern zustdandigen Stelle zugewiesen wird, erfolgt eine
Bekanntmachung der jeweils aktuellen Behordenbezeichnung im Amtsblatt
der Freien Hansestadt Bremen.



§2
GroBe und Lage der Kinderspielflachen

(1) Entsprechend § 8 Absatz 3 der Bremischen Landesbauordnung muss bei
Gebduden mit insgesamt mehr als drei Wohnungen mit jeweils mehr als 40 m?
Wohnflache die GroBe der erforderlichen Kinderspielflache auf dem Baugrund-
stiick mindestens 10 m? je Wohnung betragen.

(2)  Absatz 1 gilt nicht bei Aufstockungen oder Erweiterungen von bestehen-
den Gebauden, soweit die vorhandene Grundstiicksflache nicht vergroBert
wird.

(3) Die Kinderspielflachen sollen wie folgt angelegt werden:

1. In Ruf- und Sichtweite der pflichtigen Wohnungen, jedoch nicht mehr als
100 Meter von diesen Wohnungen entfernt,

2. an klimagerechten und immissionsarmen Stellen,
3. abgegrenzt von anderen Gefahrenquellen und
4. getfahrlos und barrierefrei erreichbar sein.

(4) Die Kinderspielflache, die sich nach Absatz 1 fiir ein Baugrundstiick
ergibt, kann unter den Voraussetzungen des Absatzes 3 auch auf mehreren
Teilflachen des Baugrundstiicks angelegt werden. Diese Flachen miissen ge-
eignet und miteinander verbunden sein. 'Die GroBe einer Teilflache muss min-
destens 100 m? betragen.

(5)  Wird die Kinderspielflache auf einem anderen Grundstiick angelegt, darf
die Entfernung von der Grundstiicksgrenze des pflichtigen Baugrundstiickes
hochstens 100 Meter betragen. Abweichend von Satz 1 ist eine Entfernung bis
hochstens 300 Meter zulassig, sofern dort Kinderspielflachen fir Kinder von
sechs bis 14 Jahren geschaffen werden. Die Herstellung der Kinderspielflache
auf einem anderen Grundstiick muss fir diesen Zweck o6ffentlich-rechtlich ge-
sichert sein. Unter den Voraussetzungen der Satze 1 bis 3 ist es auch zulassig,
Kinderspielflachen verschiedener Bauvorhaben auf einem Grundstiick zusam-
mengefasst nachzuweisen.

(6) Entsprechend § 7 Absatz 4 Nummer 6 und § 9 Absatz 5 Nummer 2 der
Bremischen Bauvorlagenverordnung sind Grée und Lage der nach Absatz 1
notwendigen Kinderspielflachen in den erforderlichen Bauvorlagen darzustel-
len. Bei Kinderspielflachen von Vorhaben mit mehr als 20 Wohneinheiten ist
die GroBe und Lage durch die untere Bauaufsichtsbehérde an die fiir die Spiel-
forderung von Kindern zustandige Stelle zu tibermitteln.

§3
Zuganglichkeit

(1) Die Kinderspielflachen stehen fiir die Kinder und ihre Begleitpersonen
aus den pflichtigen Grundstiicken zur Verfiigung.

(2)  Bei Kinderspielflachen, bei denen die Instandhaltungs- und Verkehrssi-
cherungspflicht nach § 5 Absatz 3 auf die Stadtgemeinde Bremen ubertragen
wurde, ist auch eine 6ffentliche Zuganglichkeit fiir Kinder und ihre Begleitper-
sonen sicherzustellen.

(3) Die Rechte der Eigentiimer der pflichtigen Grundstiicke im Sinne des
Birgerlichen Gesetzbuches, insbesondere bei missbrauchlicher Nutzung, blei-
ben unberiihrt.

! Insbesondere bei der Ausgestaltung von Kinderspielflachen fir mehr als 50 Wohneinheiten sol-
len auch die Spielbediirfnisse fiir Kinder von sechs bis 14 Jahren berticksichtigt werden.
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§4
Qualitdt und Ausstattung

(1) Die Kinderspielflachen sind verkehrssicher herzustellen. Sie sollen den
vielfaltigen Spielbedirfnissen der Kinder entsprechen und mit ansprechender
Ausgestaltung innerhalb der zu begriinenden nicht iiberbauten Grundsticks-
flache angelegt werden.

(2) Die Grundausstattung einer Kinderspielflache soll aus mindestens zwei
unterschiedlichen ortsfesten Spielangeboten fiir Kleinkinder im Alter von zwei
bis funf Jahren und einer ortsfesten Sitzmoglichkeit bestehen. Je nach GroéBe
der Kinderspielflache konnen diese in verschiedene Bereiche gegliedert wer-
den:

1. Bereiche fiir Sand- und Wasserspiele,

2. Bereiche fur Ball-; Lauf- und Bewegungsspiele,

3. ortsfeste Geratespielbereiche und Spielbauten,

4. Bereiche fiir Kommunikation und ruhebetonte Spiele,
5. Bereiche fiir naturnahe Spielerlebnisse.

Insbesondere bei der Ausgestaltung von Kinderspielflachen fiir mehr als 50
Wohneinheiten sollen auch die Spielbediirfnisse fiir Kinder von sechs bis 14
Jahren berticksichtigt werden.

(3) Entsprechend § 9 Absatz 7 Nummer 6 der Bremischen Bauvorlagenver-
ordnung ist bei Kinderspielflachen von Vorhaben mit mehr als 50 Wohneinhei-
ten die konkrete Ausstattung nach Absatz 1 und 2 zuvor mit der fur die
Spielférderung von Kindern zustandigen Stelle abzustimmen und in den erfor-
derlichen Bauvorlagen darzustellen. Die Verpilichtung gilt auch, sofern die An-
zahl der Wohneinheiten durch mehrere zusammenhdangende Bauantrdage
erreicht wird.

§5
Herstellung und Instandhaltung

(1)  Die erforderliche ortsfeste Ausstattung nach § 4 Absatz 2 muss bei Nut-
zungsaufnahme der pflichtigen Wohnungen im Sinne des § 81 Absatz 2 der
Bremischen Landesbauordnung hergestellt sein.

(2)  Kinderspielflachen, ihre Zugange und Geréte sind in benutzbarem Zu-
stand zu erhalten und von Verschmutzungen freizuhalten. Der Spielsand ist
spdatestens alle zwei Jahre auszuwechseln. § 58 Absatz 2 der Bremischen Lan-
desbauordnung bleibt unberiihrt.

(3) Die untere Bauaufsichtsbehorde kann nach Fertigstellung die Instand-
haltungs- und Verkehrssicherungspflicht der Kinderspielflache im Einverneh-
men mit der fur die Spielférderung zustandigen Stelle und Klarung der
Unterhaltslast auf die Stadtgemeinde Bremen tibertragen. Die Ubertragung ist
schriftlich oder elektronisch bei der unteren Bauaufsichtsbehorde zu beantra-
gen; der Antrag ist zu begriinden.

§6
Ablésung

(1) Entsprechend § 8 Absatz 4 der Bremischen Landesbauordnung ist die
Bauherrin oder der Bauherr auf Antrag bei der unteren Bauaufsichtsbehoérde
von der Pflicht zur Herstellung einer Kinderspielflache gegen Zahlung eines
Ablosungsbetrages zu befreien, soweit die Herstellung nicht oder nur unter
groBen Schwierigkeiten moglich ist.

(2) Eine Ablésung ist zuzulassen, wenn die Entfernung einer 6ffentlichen
Spielflache von der Grundstiicksgrenze des pflichtigen Grundstiickes héchs-
tens 100 Meter betragt.



(3) Der Ablosungsbetrag wird unter Zugrundelegung von 80 Prozent der
durchschnittlichen Herstellungs- und Instandhaltungskosten von Spielflachen
auf 397,00 Euro pro m? Spielflache festgelegt.

(4) Die Zahlung des Ablosungsbetrages ist der Bauaufsichtsbehorde vor Er-
teilung der Baugenehmigung nachzuweisen. Bei Vorhaben der Genehmi-
gungsfreistellung nach § 62 der Bremischen Landesbauordnung ist der
Nachweis der Zahlung des Ablosungsbetrages den erforderlichen Bauvorlagen
beizufligen.

(5) Der Ablésungsbetrag ist fur die Errichtung, Gestaltung und Unterhaltung
von offentlichen Kinderspielmoglichkeiten in der Stadtgemeinde Bremen zu
verwenden. Im Einvernehmen mit der fiur Spielférderung zustandigen Stelle
kann auch eine ortsteilbezogene Verwendung der Abloésungsbetrage nach Satz
1 zugelassen werden.

§ 7
Abweichungen

(1) Abweichungen von den materiellen Bestimmungen dieses Ortsgesetzes
konnen unter den Voraussetzungen des § 67 der Bremischen Landesbauord-
nung auf Antrag zugelassen werden.

(2)  Die Erteilung einer Abweichung nach § 67 Absatz 2 der Bremischen Lan-
desbauordnung zum vollstdandigen oder anteiligen Verzicht auf die Herstel-
lungspflicht nach § 8 Absatz 3 der Bremischen Landesbauordnung ohne
Zahlung eines Ablésungsbetrages nach § 6 kann insbesondere zugelassen wer-
den, wenn

1. es sich um Wohneinheiten in Reihenhauszeilen handelt, deren Aufent-
haltsraume einen unmittelbaren Zugang zu einer zum Spielen geeigneten
und der ausschlieBlichen Verfligung des Wohnungsinhabers unterliegen-
den nicht iiberbaubaren Gartenflache haben, die unter Berticksichtigung
zuldssiger Nebenanlagen jeweils eine zusammenhdngende Mindestflache
von 60 m? aufweisen oder

2. die Pflicht zur Herstellung durch eine Nutzungsdnderung im vorhandenen
Bestand zu Wohnzwecken entsteht.

§8
Beseitigung

(1)  Vorhandene Kinderspielflachen diirfen nur mit Zustimmung der unteren
Bauaufsichtsbehorde ganz oder teilweise beseitigt werden. Die Beseitigung ist
schriftlich oder elektronisch zu beantragen; der Antrag ist zu begriinden.

(2)  Die Zustimmung nach Absatz 1 kann mit Auflagen und unter Bedingun-
gen versehen werden. Insbesondere kann Ersatz oder eine Ablésung entspre-
chend § 6 verlangt werden.

§9
Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig im Sinne von § 83 Absatz 1 Nummer 1 der Bremischen Lan-
desbauordnung handelt, wer vorsatzlich oder fahrlassig eine gemaB § 8 Absatz
3 Satz 1 der Bremischen Landesbauordnung erforderliche Kinderspielflache

1. nichtin der gemaB § 2 Absatz 1 erforderlichen Mindestgrofie herstellt,

2. nicht entsprechend den Vorschriften nach § 2 Absatz 5 und § 4 Absatz 1
und 2 anlegt,

3. entgegen § 3 Absatz 2 durch bauliche MaBnahmen unzuganglich macht,
4. entgegen § 5 Absatz 2 Satz 1 nicht in benutzbarem Zustand erhalt,
5. entgegen § 8 Absatz 1 Satz 1 ohne Zustimmung der Bauaufsichtsbehorde

ganz oder teilweise beseitigt.
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§ 10
Ubergangsvorschrift

Auf Bauvorhaben, deren bauaufsichtliche Verfahren bereits vor dem 1, Januar
2021 eingeleitet worden sind, sind die Bestimmungen dieses Ortsgesetzes nur
insoweit anzuwenden, als sie gegeniiber dem bis dahin geltenden Recht eine
gunstigere Regelung enthalten.

§ 11
Inkrafttreten, AuBlerkrafttreten
Dieses Ortsgesetz tritt am 1. Januar 2021 in Kraft.

Gleichzeitig tritt das erste Ortsgesetz tiber Kinderspielflachen in der Stadtge-
meinde Bremen vom 3. April 1973 (Brem.GBIl. Seite 31 — 2130-d-1a), das durch
Artikel 1 Absatz 1 des Ortsgesetzes vom 7. Juli 2015 (Brem.GBIl. Seite 375) ge-
andert worden ist, auBer Kraft.

Begriindung
(Stand 12. Oktober 2020)
A. Allgemeines

Das Kinderspielflachenortsgesetz (KSpOG) ist eine sogenannte ortliche Bau-
vorschrift auf der Grundlage der Ermachtigung in § 86 Absatz 1 Nummer 3 der
Bremischen Landesbauordnung (BremLBO) vom 4. September 2018 (Brem.GBIl.
Seite 320). Das Ortsgesetz konkretisiert die in § 8 Absatz 3 und 4 BremLBO
verankerte Verpflichtung, dass bei der Errichtung von Wohngebduden mit
mehr als drei Wohnungen auf dem Baugrundstiick erganzend private Kinder-
spielflachen zu errichten oder im Ausnahmefall abzul6sen sind.

Diese gesetzliche Verpflichtung besteht in der BremLBO bereits seit 1971, um
der Bedeutung des spontanen Spiels im Freien und in hausnaher Umgebung
fir Kinder gerecht zu werden. Die naheren Anforderungen insbesondere an die
Lage, GroBe, Beschaffenheit, Ausstattung, Unterhaltung, aber auch an eine im
Ausnahmefall mogliche Ablésung sind ergdanzend auf kommunaler Ebene in
Ortssatzungen geregelt. Die bisher noch gultigen Ortsgesetze tiber private Kin-
derspielflachen fiir die Stadtgemeinden Bremen und Bremerhaven stammen
jedoch noch aus dem Jahr 1973. Sie erfiillen nicht mehr die Anforderungen, die
an modern gestaltete Kinderspielflachen gestellt werden, sind nicht mehr zeit-
gemaB und bediirfen deshalb einer Uberarbeitung, was sich etwa aus der un-
zureichend definierten Ausstattungs- und Gestaltungsqualitat oder
denrdumlich unflexiblen Herstellungsverpflichtungen ergibt.

Die fachliche Verantwortung fiir die Anforderungen an die Spielfdrderung von
Kindern liegt bei der Senatorin fiir Soziales, Jugend, Integration und Sport
(SJIS). Bereits im Jahr 2014 haben beide Ressorts vereinbart, die gesetzlichen
Anforderungen an die hausnahen Kinderspielflichen auf notwendige Ande-
rungsbedarfe zu tiberprifen.

Dies geschieht vor dem Hintergrund, dass sich Bremen als lebenswerte und
bespielbare Stadt weiterentwickeln und attraktiv fiir junge Menschen und Fa-
milien sein soll. Neben der Forderung 6ffentlicher Spielflachen im Sinne des §
8 des Bremischen Kinder-, Jugend- und Familienférderungsgesetzes (Brem-
KJFF6G) sind nach dem Motto ,je kiirzer die Beine, desto kiirzer die Wege”
auch die privaten Kinderspielflachen auf dem Baugrundstiick wieder starker in
den &ffentlichen Fokus geriickt?,

Zwischenzeitlich hat der Senat in seiner Sitzung am 17. Oktober 2017 die Se-
natorin fiir Soziales, Jugend, Frauen, Integration und Sport beauftragt, fiir die

2 Vergleiche § 8 Absatz 3 Brem-KJFFOG: Bei der Errichtung neuer Wohngebiete ist eine
zeitgerechte Grundversorgung mit Spielmoglichkeiten fiir die verschiedenen Alters-
gruppen zu gewdahrleisten.
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Stadtgemeinde Bremen unter Einbindung der anderen Ressorts ein Spielraum-
férderkonzept zu erstellen, welches zwischen 6ffentlichen und privaten Kinder-
spielflachen differenziert, da sich die Standards zur Ausstattung und
Unterhaltung deutlich unterscheiden.

Die wesentlichen Grundlagen fir die Entwicklung eines Spielraumférderkon-
zepts bilden:

e Das in Artikel 31 der UN-Kinderrechtskonvention festgeschriebene Recht
auf Spiel,

e die offentlichen Spielflachen als wesentlicher Teil der kommunalen Da-
seinsvorsorge in stadtischen Ballungsgebieten und

e die besondere Rolle des spontanen freien Spiels ,draufien” fiir die indivi-
duelle Entwicklung von Kindern und die Bedeutung kindgerechter Bewe-
gungsraume fur ihre Gesundheit.

Der Entwurf des Spielraumforderkonzeptes wurde am 2. Mai 2019 der stadti-
schen Deputation fur Soziales, Jugend und Integration zur Kenntnisnahme vor-
gelegt, verbunden mit der Bitte, die ressortiibergreifende Zusammenarbeit
fortsetzen zu konnen.

Hinsichtlich der Umsetzung des Bausteins ,hausnahe Spielplatze” aufgrund-
lage der BremLBO sind im Rahmen des Spielraumférderkonzepts folgende ge-
setzliche Anpassungen vereinbart worden:

1. Bremische Landesbauordnung (§ 8 Absatz 3 und 4):

e Novellierung der Grundanforderungen an private, hausnahe Kinder-
spielflachen im Bezug zur Musterbauordnung (MBO) sowie hinsicht-
lich einer méglichen Ablésung, Entfall des ,Reihenhausprivilegs”.

e Die Umsetzung ist mit Inkrafttreten der LBO-Novelle zum 1. Oktober
2018 erfolgt (Brem.GBIl. Seite 320).

2. Bremische Bauvorlagenverordnung (§ 9 Absatz 7):

e Bei groeren Wohnungsbauvorhaben mit mehr als 50 Wohneinheiten
ist die geplante Ausgestaltung der nach § 8 Absatz 3 BremLBO erfor-
derlichen Kinderspielflache nach Abstimmung mit der fiir die Spielfor-
derung zustdndigen Stelle im Rahmen eines Freiflachengestal-
tungsplanes darzustellen.

e Die am 2. Mai 2019 von der staatlichen Deputation fir Umwelt, Bau,
Verkehr, Stadtentwicklung, Energie und Landwirtschaft beschlossene
Novelle der Bremischen Bauvorlagenverordnung ist am 1. Juni 2019 in
Kraft getreten (Brem.GBl. Seite 368).

3. Novellierung des Kinderspielflachenortsgesetzes:

Unter gesetzgeberischer Federfiihrung der Senatorin fur Klimaschutz, Um-
welt, Mobilitat, Stadtentwicklung und Wohnungsbau soll nach fachlicher
Abstimmung mit der Senatorin fur Soziales, Jugend, Frauen, Integration
und Sport mit dem nun vorgelegten Gesetzentwurf zur Neufassung des
Kinderspielflachenortsgesetzes fiir die Stadtgemeinde Bremen der dritte
Baustein zur Forderung der hausnahen Spielplatze umgesetzt werden.

Als vorbereitende Untersuchung vor Erstellung des Gesetzentwurfs wurde
zunachst im gemeinsamen Auftrag beider Ressorts vom Deutschen Kinder-
hilfswerk e. V. in Kooperation mit dem Kronberger Kreis fiir Dialogische
Qualitatsentwicklung e. V. eine Studie uber die derzeitigen rechtlichen
Rahmenbedingen anderer deutscher GroBstadte hinsichtlich der Anforde-
rungen an private Kinderspielflachen erstellt. Die Ergebnisse der Studie
sind am 22. Marz 2018 im Rahmen einer Auftaktveranstaltung interessier-
ten Vertretern aus Behorden, Ortsamtern und Beirdaten vorgestellt worden
und stehen unter



https:// www.dkhw.de/unsere-arbeit/schwerpunkte/spiel-und-beweguna/poli-

tische-forderungen/bau-hausnaher-spielplaetze/

zum Download bereit.

Auf einer Fachveranstaltung zum Entwurf eines Spielraumforderkonzepts fir
die Stadtgemeinde Bremen am 21. November 2018 hatten Vertreter aus Behor-
den, Ortsamtern und Beirdaten zudem die Moglichkeit, das Themenfeld der
~hausnahen Spielplatze" zu diskutieren und Wiinsche und Anregungen fiir das
Gesetzgebungsverfahren zu auliern.

Wesentliche Eckpunkte des Gesetzentwurfes sind:

analog zum Stellplatzortsgesetz haben Sonderregelungen in ortlichen Bau-
vorschriften (zum Beispiel Bebauungsplanen) Vorrang (siehe zu § 1 Absatz
1),

analog zur bestehenden Regelung in § 10 Absatz 3 des Stellplatzortsgeset-
zes wird festgelegt, dass die Herstellung von Kinderspielflachen Vorrang
vor der Errichtung notwendiger Stellplatze hat (siehe zu § 1 Absatz 3),

Aufstockungen und Erweiterungen vorhandener Gebaude sind vom An-
wendungsbereich des Gesetzes ausgenommen, wenn die bestehende
Grundstiicksgrofe nicht verandert wird (Nachverdichtungsprivileg, siehe
zu § 2 Absatz 2),

Anforderungen an GroBe und Lage werden redaktionell aktualisiertim We-
sentlichen aus der bisherigen Fassung des KSpOG aus dem Jahr 1973
(nachfolgend KSpOG alte Fassung) ilbernommen (siehe zu § 2 Absatz 1 und
3),

Kinderspielflachen groBerer Bauvorhaben konnen auch im Rahmen einer
attraktiven Freiflachengestaltung auf dem Baugrundstuick als , Spielinseln”
verteilt werden (siehe zu § 2 Absatz 4),

Kinderspielflachen verschiedener Bauvorhaben kénnen auch auf einem
Grundstiick in der nadheren Umgebung zusammengefasst nachgewiesen
werden (siehe zu § 2 Absatz 5),

Die hausnahen Kinderspielflachen stehen grundsatzlich nur fir die Kinder
und ihre Begleitpersonen aus den pflichtigen Grundsticken zur Verfu-
gung. Der Gesetzentwurf eroffnet jedoch die Moglichkeit, die Instandhal-
tungslasten und die Verkehrssicherungspflichten vertraglich auf die
Stadtgemeinde Bremen zu ubertragen. In diesem Fall ist auch eine offent-
liche Zuganglichkeit sicherzustellen (siehe zu § 3).

Die Anforderungen an die Qualitdat und Ausstattung sind zeitgemalB tuber-
arbeitet worden (siehe zu § 4).

Die grundsatzliche Instandhaltungspilicht kann nach Abstimmung mit der
fir die Spielférderung zustandigen Stelle auf die Stadtgemeinde Bremen
ubertragen werden (siehe zu § 5 Absatz 3).

Der nach Vorliegen der Voraussetzungen nach § 8 Absatz 4 BremLBO und
Zustimmung der Bauaufsichtsbehorde pro m? Kinderspielflache zu zah-
lende Ablosungsbetrag soll mit 80 Prozent der durchschnittlichen Herstel-
lungs- und auf 20 Jahre kapitalisierten Unterhaltungskosten auf 397,00
Euro festgesetzt werden (siehe zu § 6 Absatz 3).

Nach Abstimmung mit der fiir die Spielférderung zustandigen Stelle kann
auch eine ortsteilbezogene Verwendung der Ablosungsbetrage zugelassen
werden (siehe zu § 6 Absatz 4).

Das mit der LBO-Novelle 2018 entfallene ,Reihenhausprivileg” zum Ver-
zicht auf hausnahe Spielflachen nach § 8 Absatz 3 Nummer 3 BremLBO-10
wird mit ,Beweislastumkehr” modifiziert wieder eingefiihrt, wenn der An-
tragsteller im Rahmen eines Abweichungsantrags nach § 67 BremLBO
nachweist, dass mindestens 60 m? grofle individuelle Hausgartenflachen
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zum Aufstellen von Kinderspielgeraten in alleiniger Verantwortung des Be-
wohners vorhanden sind (siehe zu § 7 Absatz 2).

Der vorgelegte Gesetzentwurf wurde am 11. April 2019 einer Vertreterin des
Deutschen Kinderhilfswerkes vorgestellt. Die beabsichtigte Neufassung des
KSpOG wurde von dort ausdriicklich begrifit, da der Gesetzentwurf nicht nur
die seit 1973 bestehenden Regelungen redaktionell aktualisiert fortschreibt,
sondern sich erganzend auch an Regelungen aus anderen kommunalen Sat-
zungen orientiert. Diese wurden zu einem ,modernen Werkzeugkasten” zu-
sammengestellt, der der pflichtigen Bauherrin oder dem pflichtigen Bauherren
diverse Moglichkeiten zur Erfiullung der Spielplatzpflicht aufzeigt und dabei
gleichzeitig abstrakt genug bleibt, um kreative Losungen fiir den jeweiligen
Einzelfall zu erméglichen.

Durch das Instrument einer Abweichung oder der Ablésung besteht auch wei-
terhin die Moglichkeit, angemessen auf vorhabenbezogene Besonderheiten re-
agieren zu konnen, wenn die Spielflache aufgrund besonderer Umstande nicht
oder nicht vollstandig hergestellt werden kann.

Auch wenn das Ortsgesetz mit seiner grundsatzlichen Herstellungsverpflich-
tung fur hausnahe Spielplatze zu einer moderaten Steigerung der Gesamtbau-
kosten fiir die Bautrager fiihren sollte (sieche § 6 Absatz 3 zur Ermittlung der
durchschnittlichen Herstellungs- und Unterhaltungskosten von 497,00 Euro pro
m? Kinderspielflache), sind beide Senatsressorts der Auffassung, dass dieses
vertretbar ist, da durch das Vorhandensein einer gemeinschaftlichen Aufent-
halts- und Spielflache auf dem Baugrundstiick die Attraktivitat des direkten
Wohnumfeldes deutlich gesteigert werden kann. Dies diirfte auch im Sinne der
Bauherren sein und entspricht dem politisch vereinbarten Ziel, die Attraktivitat
der Stadt Bremen und die Aufenthaltsqualitdt in den Quartieren insbesondere
fir junge Menschen und Familien zu erhéhen.

B. Zu den einzelnen Vorschriften:
Zu § 1 - Anwendungsbereich und Zustandigkeiten

Absatz 1 setzt fir das Kinderspielflachenortsgesetz einen ausschlieBlich auf die
Stadtgemeinde Bremen festgelegten ortlichen Anwendungsbereich fest.

Das stadtbremische Uberseehafengebiet ist vom Anwendungsbereich ausge-
nommen, da aufgrund des dort vorherrschenden industriell-gewerblichen stad-
tebaulichen Erscheinungsbildes zumindest kein gréoBerer Wohnungsbau
vorhanden und auch perspektivisch nicht geplant ist. Gleichzeitig wird aus-
driicklich darauf hingewiesen, dass entgegenstehende Regelungen in Bebau-
ungspldnen oder anderen stadtebaulichen nach BauGB oder als ortliche
Bauvorschriften nach BremLBO erlassenen Satzungen Vorrang gegentiiber den
im Kinderspielflachenortsgesetz getroffenen Anforderungen haben.

Abweichende Regelungen in Bebauungsplanen im Sinne des Absatzes 1 kon-
nen zundachst ortsgesetzliche Bestimmungen auf der Grundlage des § 86 Absatz
1 Nummer 3 BremLBO sein, die nach § 86 Absatz 3 BremLBO durch Bebau-
ungsplan erlassen werden, um die Pflicht zur Herstellung hausnaher Kinder-
spielflachen quartiersbezogen unter Berucksichtigung besonderer Umstande
abweichend von dieser Satzung zu regeln. Weiter kénnen bereits jetzt quar-
tiersbezogen nach § 9 Absatz 1 Nummer 4 BauGB in Bebauungspldanen beson-
dere Festsetzungen zu Spiel-, Freizeit- und Erholungsflachen getroffen
werden.

Ortliche Bauvorschriften kénnen durch stadtebauliche Vertridge ergénzt wer-
den

a) zur vorhaben- und bauleitplanbezogenen Konkretisierung von bestehen-
den Regelungen des KSpOG oder

b) zur bauleitplanbezogenen Konkretisierung von abweichenden Regelungen
hinsichtlich hausnaher Spielplatze auf Grundlage von Bebauungsplanen.
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Von ortlichen Bauvorschriften abweichende Regelungen isoliert nur in stadte-
baulichen Vertragen sind nicht zuléassig.

Festsetzungen in Bebauungsplanen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des
Kinderspielflachenortsgesetzes bereits rechtskraftig sind, bleiben von den Re-
gelungen dieser Satzung unberthrt. In kiinftigen Bebauungsplanverfahren ist
unter Berticksichtigung der stddtebaulichen Situation im Zuge der Abwagung
zu klaren, ob die Regelungen dieses Ortsgesetzes gelten oder weitere oder ab-
weichende Vorgaben nach § 9 Absatz 1 Nummer 4 BauGB oder § 86 Absatz 1
Nummer 3 BremLBO getroffen werden sollen.

Absatz 2 regelt den sachlichen Anwendungsbereich des Kinderspielflachen-
ortsgesetzes.

Unter den Begriff ,Kinderspielflachen” im Sinne dieses Gesetzes fallen in Ab-
stimmung mit der Senatorin fiir Jugend und Soziales analog zu offentlichen
Spielplatzen Spielflachen fir Kinder ab dem zweiten bis zum vollendeten 14.
Lebensjahr, wonach ein besonderer Fokus auf hausnahe Spielflachen fiir Klein-
kinder vom zweiten bis zum vollendeten fiinften Lebensjahr nach dem Motto
.je kirzer die Beine, desto kiirzer die Wege"” gelegt wird. Insbesondere bei
groBeren Wohnungsbauvorhaben soll aber auch eine altersgerechte Differen-
zierung der Spielflachen stattfinden, die auch den weitergehenden Spielbe-
dirfnissen von Schulkindern im Alter vom sechsten bis zum vollendeten 14.
Lebensjahr Rechnung tragt.

Die Bedarfsdeckung der weitergehenden Sport- und Freizeitbedtrfnisse von
Jugendlichen ab 15 Jahren zdhlt nicht mehr zum Regelungszweck dieses Orts-
gesetzes, da es den Jugendlichen zumutbar ist, auch weitere Entfernungen im
Ortsteil zurtickzulegen, um sich auf gesonderten 6ffentlichen Sport- oder Frei-
zeitflachen oder Sport- und Freizeitstatten zu betdtigen oder diese als gesellige
Treffpunkte zu nutzen.

Entsprechend der Erméachtigungsgrundlage in § 86 Absatz 1 Nummer 3
BremLBO koénnen in diesem Ortsgesetz nach Nummer 1 Anforderungen an die
Lage, GroBe, Beschaffenheit, Ausstattung und die Unterhaltung von Kinder-
spielflachen, Mitteilungspflichten gegeniiber der fir die Spielférderung von
Kindern zustandigen Stelle, Ausnahmen von der Herstellungspflicht und Vo-
raussetzungen fir die Beseitigung von Kinderspielflachen nach § 8 Absatz 3
der Bremischen Landesbauordnung sowie nach Nummer 2 die Voraussetzun-
gen fir die Ablésung, Hohe, der Zahlungsnachweis und die Verwendung von
Ablésungsbetragen nach § 8 Absatz 4 der Bremischen Landesbauordnung fest-
gelegt werden.

Die grundsatzliche Herstellungspflicht fir private Kinderspielflachen ist bereits
auf landesrechtlicher Ebene in § 8 Absatz 3 BremLBO verankert, wonach bei
der Errichtung von Gebduden mit insgesamt mehr als drei Wohnungen mit je-
weils mehr als 40 m? Wohnflache auf dem Baugrundstiick oder in unmittelbarer
Nahe auf einem anderen geeigneten Grundstiick, dessen dauerhafte Nutzung
fur diesen Zweck oOffentlich-rechtlich gesichert sein muss, ein ausreichend gro-
Ber Kinderspielplatz anzulegen und instand zu halten ist. Diese grundstiicks-
bezogene Verpflichtung gilt nicht, wenn in unmittelbarer Nahe eine private
Gemeinschaftsanlage im Sinne des § 9 Absatz 1 Nummer 5 oder Nummer 15
BauGB im Sinne einer Pooling-Losung nach § 2 Absatz 5, geschaffen oder er-
weitert wird oder ein solcher Spielplatz wegen der Art und der Lage der Woh-
nung nicht erforderlich ist (zum Beispiel Pflegewohneinrichtungen nach dem
Bremischen Wohn- und Betreuungsgesetz). Die GroBe der Kinderspielplatze
richtet sich nach der Art und Anzahl der Wohnungen auf dem Grundstick und
wird in § 2 Absatz 1 festgelegt.

Ebenfalls erklart bereits die landesrechtliche Regelung in § 8 Absatz 4
BremLBO die Moglichkeit der Ablosung fiir zulassig, wenn der Kinderspiel-
platz in Ausnahmefallen nicht oder nur unter grofen Schwierigkeiten herge-
stellt werden kann. In diesem Fall ist die urspriungliche Verpflichtung nach § 8
Absatz 3 BremLBO durch die Zahlung eines Geldbetrages fur die Errichtung,
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Gestaltung und Unterhaltung von Kinderspielmoglichkeiten an die Stadtge-
meinde Bremen zu erfiillen. Die Ablosung ist entsprechend der die Entfernung
konkretisierenden Klarstellung § 6 Absatz 2 auch zulédssig, wenn in unmittel-
barer Ndahe von nicht mehr als 100 Metern Entfernung von der Grundstiicks-
grenze eine offentliche Spielflache geschaffen wird oder vorhanden ist.

Absatz 3 stellt mit Bezug auf die korrespondierende Regelung in § 10 Absatz 3
des Stellplatzortsgesetzes klar, dass die Herstellung notwendiger Kinderspiel-
flachen grundsatzlich Vorrang vor der Herstellung notwendiger Stellplédtze hat,
sofern auf dem Baugrundstiick nicht gentigend Flache fir die Herstellung bei-
der notwendiger Wohnfolgeeinrichtungen ist.

Im Rahmen einer Abweichung nach § 67 BremLBO kann es bei Flachenkon-
kurrenz einzelfallbezogen im Rahmen der Ermessensausiibung jedoch zuge-
lassen werden, die Kinderspielflache nur anteilig herzustellen, um auf einem
anderen Teil der verfliigbaren Flache die Herstellung einer Stellplatzanlage mit
Carsharing-Nutzung zu erméglichen, da diese MaBnahme des vorhabenbezo-
genen Mobilitdtsmanagements auf Grundlage des Stellplatzortsgesetzes die
Anzahl der ansonsten erforderlichen notwendigen Stellpldatze auch mit Wir-
kung fir die ndhere Umgebung reduziert. Die nicht hergestellte Kinderspiel-
flache ist dann allerdings nach § 6 Absatz 1 abzul6sen.

Absatz 4 Satz 1 erklart die untere Bauaufsichtsbehorde als fiir den Vollzug des
Gesetzes zustandige Behorde. Dies ergibt sich bereits daraus, da es sich um
eine ortsgesetzliche Regelung auf Grundlage § 86 Absatz 1 Nummer 4 der
BremLBO handelt. Von daher ist auch bereits obergesetzlich bestimmt, dass
nach Satz 2 die Senatorin fir Klimaschutz, Umwelt, Stadtentwicklung, Mobili-
tat und Wohnungsbau als gesetzgebende Fachbehérde im Einvernehmen mit
der fachlich zustdandigen Senatorin fir Soziales, Jugend, Integration und Sport,
im Amtsblatt der Freien Hansestadt Bremen die jeweils aktuelle Behoérdenbe-
zeichnung der fir die Spielférderung von Kindern zustandigen Stelle bekannt-
macht, denen nach § 2 Absatz 6, § 4 Absatz 3 und § 5 Absatz 3 abweichend von
Satz 1 eine konkrete Aufgabenwahrnehmung zugewiesen ist.

Zu § 2 — GroBe und Lage der Kinderspielflachen

Absatz 1 bestimmt zundchst die grundséatzlichen Anforderungen hinsichtlich
GroBe und Lage der Kinderspielflache auf dem nachweispflichtigen Grund-
stiick. Dabei kann es sich entsprechend § 8 Absatz 3 BremLBO um das Bau-
grundstick selbst, aber nach Absatz 5 auch um eine Flache auf einem
nahegelegenen anderen Grundstiick handeln, sofern die entsprechenden An-
forderungen erfiillt werden.

Nutzbare Kinderspielflache im Sinne dieses Gesetzes ist die Flache, die den
Kindern ,netto” tatsdachlich zum Spielen zur Verfiigung steht; Zuwegungen
und begriinte oder bepflanzte Flachen zdahlen nicht zur nutzbaren Spielflache.
Dadurch soll vermieden werden, dass diese nicht bebauten Flachen, die fir
Kinder keine qualitativen Ausstattungsmerkmale und keine Aufenthaltsquali-
tat im Sinne des § 4 Absatz 2 aufweisen, als Kinderspielflache deklariert wer-
den.

In Anlehnung an § 2 Satz 1 alte Fassung ist die GroBe der nutzbaren Kinder-
spielflache unverandert mit mindestens 10 m? je Wohnung tiber 40 m? Wohn-
flache zu berechnen. Das KSpOG verzichtet auf die Festsetzung einer
erganzenden Mindestgroie der Spielflache, da sich die Mindestgroie automa-
tisch aus der nach § 4 Absatz 2 Satz 1 erforderlichen Grundausstattung der Kin-
derspielflache ergibt.

Das Ortsgesetz iibernimmt korrespondierend den Schwellenwert aus § 8 Ab-
satz 3 BremLBO-18, indem fur die Berechnung der erforderlichen Kinderspiel-
flachen nur Wohnungen zu berucksichtigen sind, die jeweils mehr als 40 m?
Wohnflache aufweisen. Bei kleineren , Single-Appartements” ist ublicherweise
nicht damit zu rechnen, dass Kinder dort dauerhaft wohnen, weshalb diese auf-
grund der Art der Wohnung bei typisierender Betrachtungsweise im Gegen-
satz zu § 2 Satz 2 alte Fassung, wonach auch fur Kleinwohnungen bis 40 m?
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Wohnflache 5 m? Kinderspielflache je Wohnung herzustellen waren, von der
Berechnungsgrundlage ausgenommen sind.

Absatz 2 enthalt eine direkt ablesbare Ausnahmeregelung vom Anwendungs-
bereich des Gesetzes: Um der stadtebaulich gewtnschten Innenverdichtung
Rechnung zu tragen, sind durch das sogenannte ,Nachverdichtungsprivileg”
Aufstockungen und Erweiterungen bestehender Gebaude auch von einer zu-
mindest anteiligen Herstellungspilicht einer Kinderspielfldche nach § 8 Absatz
3 BremLBO ausgenommen, wenn die vorhandene Grundstiicksflache nicht ver-
groBert wird. Die Regelung unterstellt zugunsten des Bauherren, dass bei Vor-
liegen dieser Ausnahmetatbestande durch den vorhandenen Bestand baulicher
Anlagen auf dem Baugrundstiick im Regelfall keine ausreichend groBe Freifla-
che auf dem Grundstiick zur nachtraglichen Herstellung einer attraktiven Kin-
derspielflache im Sinne dieses Gesetzes mehr besteht. Aus diesem Grund ist es
vertretbar, auch auf eine ansonsten nach § 8 Absatz 4 BremLBO erforderliche
Ablésung zu verzichten.

Wird hingegen zur Realisierung des Vorhabens die Grundstiicksflache durch
Zusammenlegung oder Zukauf weiterer angrenzender Flurstiicke vergroBert,
lebt die Herstellungspilicht nach § 8 Absatz 3 BremLBO bereits fir die erste
zusdatzliche Wohneinheit wieder auf.

Absatz 3 fasst mit den Nummern 1 bis 4 die bisherin § 3 Absatz 1, Absatz 3 und
4 alte Fassung verstreut enthaltenen Anforderungen an den mdéglichst optima-
len Standort von Kinderspielflachen redaktionell gestrafft in einem Aufzah-
lungskatalog zusammen.

Nach Nummer 1 sollen sich diese in Ruf- und Sichtweite, jedoch in nicht mehr
als 100 Metern Entfernung vom Eingangsbereich der pflichtigen Wohneinhei-
ten ins Freie befinden. Die Regelung entspricht § 3 Absatz 1 alte Fassung und
dient im Sinne einer erganzenden Zielverwirklichung nach § 8 Absatz 3 des
Bremischen Kinder-, Jugend- und Familienférderungsgesetzes (BremKJFFo6G)
dazu, nach dem Motto ,je kiirzer die Beine, desto kiirzer die Wege", Bremen
als lebenswerte und bespielbare Stadt zu erhalten und weiterzuentwickeln.
Kinderspielflachen fiir Kinder bis zum vollendeten fiinften Lebensjahr miissen
demnach besonders leicht beaufsichtigt werden kénnen. Insbesondere wenn
der Spielbereich von den pflichtigen Wohnungen in Ausnahmeféllen nicht di-
rekt einsehbar ist, muss er von der Aufsichtsperson schnell erreicht werden
konnen, weshalb eine maximale Wohnungsentfernung von 100 Metern als ver-
tretbar eingestuft wird.

Nach Nummer 2 sollen sie an klimageschiitzter und immissionsarmer Stelle an-
gelegt werden. Die Regelung entspricht redaktionell angepasst § 3 Absatz 1
Satz 1 sowie Absatz 3 alte Fassung. Eine abgelegene Lage auf dem Grundstiick,
vollstandig im Schatten vorhandener Gebaude oder sonstiger Nebenanlagen
ist ebenso zu vermeiden wie beispielsweise die Nahe zu Luftungsschachten,
Stellplatzabgasen oder sonstigen Umweltgiften. Dies gilt auch fur nahegele-
gene Immissionsquellen auf den angrenzenden Nachbargrundsticken. Anzu-
streben sind wunter Berucksichtigung des Klimawandels moglichst
halbschattige, windgeschiitzte Bereiche, bei Bedarf konnen auch Sonnensegel
als Schattenspender eingesetzt werden.

Klarstellend wird an dieser Stelle darauf hingewiesen, dass die Gerdauschein-
wirkungen, die von Kindern auf Kinderspielplatzen hervorgerufen werden, seit
Anpassung des Bundesimmissionsschutzgesetzes im Juli 2011 entsprechend §
22 Absatz 1a im Regelfall ausdriicklich nicht als schadliche Umwelteinwirkun-
gen eingestuft werden und damit auch keine nachbarlichen Abwehranspriche
begrinden konnen. Kind ist der Gesetzesbegrindung nach jeder bis zum voll-
endeten 14. Lebensjahr (BT-Drucksache 17/4836, Seite 6). Die Privilegierung
erstreckt sich dabei auf alle Gerdauscheinwirkungen durch kindliche Laute wie
Singen, Weinen, Rufen oder auch Kreischen. AuBlerdem werden auch Ge-
rauscheinwirkungen durch korperliche Aktivitaten wie Spielen, Rennen und
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Tanzen geschiitzt, selbst wenn die eigentliche Gerdauschquelle in kindgerech-
ten Spielzeugen, Ballen oder Spielgeraten liegt (BT-Drucksache 17/4836, Seite
6).

Bereits in einer Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichtshofes 1991 tber
die bauplanungsrechtliche Zulassigkeit eines Spielplatzes heiit es unter ande-
rem, dass ein Kinderspielplatz eine fiir eine altersgeméaBe Entwicklung eines
Kindes wiinschenswerte, wenn nicht gar erforderliche Einrichtung sei. Die
Nachbarn miissten Beeintrachtigungen, die vom bestimmungsgemalfen Ge-
brauch des Kinderspielplatzes ausgehen, deshalb hinnehmen (BVerwG, Urteil
vom 12. Dezember 1991, Aktenzeichen 4 C 5/88). Die Herstellung eines haus-
nahen Spielplatzes im Sinne dieses Gesetzes direkt an der Grundstiicksgrenze
ist daher grundsatzlich zuldssig und eine diesbeziigliche Nachbarbeteiligung
nach § 70 Absatz 1 Satz 2 BremL.BO entbehrlich.

Nach Nummer 3 sollen sie abgegrenzt von anderen Gefahrenquellen sein. Die
Regelung entspricht redaktionell gestrafft § 3 Absatz 3 alte Fassung. Demnach
sind Spielflachen gegen Anlagen, von denen besondere Gefahren ausgehen
koénnen, insbesondere gegen Verkehrs- und technische Betriebsanlagen, feu-
ergefahrliche Anlagen, Gewasser, Stellplatze, Garagen oder Carports fiir Kraft-
fahrzeuge und Fahrrader sowie deren Zufahrten und Platzen der Mull-
entsorgung deutlich wahrnehmbar abzugrenzen.

Im Einzelfall kénnen Zonen von verkehrsberuhigten offentlichen Bereichen
ohne Kfz-Stellplatze hiervon ausgenommen werden. Gemdaf StVO, Anlage 2,
Zeichen 325.1 sind in verkehrsberuhigten Bereichen Kinderspiele tberall er-
laubt. Die StraBe dient also in dafiir geeigneten Abschnitten unter anderem
dem Kinderspiel und stellt somit selbst in gewisser Weise eine Kinderspielfla-
che dar, allerdings ohne offizielle Anrechnung fiir den Flachenbe-darf nach §
2 Absatz 1. Daher kann eine einheitliche Gestaltung von oder ein weicher
Ubergang zwischen Kinderspielfliche gemdaB Kinderspielflichenortsgesetz
und geeigneten Abschnitten verkehrsberuhigter Bereiche sinnvoll sein. Dies
gilt auch fir Wohnungsbauvorhaben mit privaten ErschlieBungswegen.

Nach Nummer 4 sollen sie gefahrlos und barrierefrei erreichbar sein. Die Re-
gelung entspricht § 3 Absatz 4 Satz 1 alte Fassung. Demnach ist es unzulassig,
wenn die Kinder zum Erreichen der Spielflache zunéachst eine Stellplatzanlage
oder eine offentliche Verkehrsflache iiberqueren oder sonstige bauliche oder
natirliche Hindernisse uberwinden miussen.

Die Kinderspielfldche soll in analoger Anwendung von § 50 Absatz 2 Nummer
3 BremLBO-18 barrierefrei erreichbar und insbesondere der auch zu Aufent-
haltszwecken fiir Begleitpersonen dienende Kommunikationsbereich nach § 4
Absatz 1 Satz 4 Nummer 4 zweckentsprechend barrierefrei nutzbar sein. Hierzu
ist die DIN 18040-3 ,Barrierefreies Bauen — Planungsgrundlagen — Teil 3: Of-
fentlicher Verkehrs- und Freiraum" zweckentsprechend zu berucksichtigen.

Die Anforderungen an die Lage auf dem Grundstiick nach den Nummern 1 bis
4 sind als Soll-Vorschrift ausgestaltet, das heif}t, es soll eine groftmogliche Er-
fillung angestrebt werden. Konnen einzelne oder mehrere Vorrausetzungen
aufgrund der tatsachlichen Grundsticksituation nur unzureichend oder gar
nicht erfullt werden, ist durch die Bauherren im Rahmen einer Abwagung unter
Berticksichtigung der berechtigten Belange der Kinder zu entscheiden, ob
durch eine Verkleinerung der notwendigen Kinderspielflache eine Verbesse-
rung erreicht werden kann oder es nach § 8 Absatz 4 BremLBO in Verbindung
mit § 6 gerechtfertigt ist, sogar die vollstandige Ablésung der Kinderspielflache
zu beantragen. In Zweifelsfdllen ist die fiir die Spielforderung zustandige Stelle
zu beteiligen.

Die Regelung in Absatz 4 ist neu und ermoglicht optional fiir groere Bauvor-
haben die Schaffung von mehreren ,Spielinseln” auf dem Grundstiick, sodass
nicht zwangslaufig die Konzentration der gesamten Spielflache an einer Stelle
erfolgen muss.
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Satz 1 raumt die Moglichkeit ein, die Kinderspielflachen unter den Vorausset-
zungen des Absatzes 3 hinsichtlich der Lage der Einzelflachen auch auf dem
Baugrundstiick verteilen zu konnen, wenn diese Flachen nach Satz 2 sinnvoll
nutzbar (Geeignetheitspriifung) und miteinander verbunden sind. Die Auftei-
lungsmoglichkeit soll eine attraktive, naturnahe Freiflachengestaltung im
Sinne des § 4 Absatz 1 Satz 2 ermdglichen. Eine isolierte Lage der Einzelfla-
chen ohne direkte Verbindung zueinander ist unzulédssig. Ist eine direkte Ver-
bindung im Einzelfall nicht moglich, kann eine Abweichung nach § 67
BremLBO beantragt werden. Bei der Entscheidung ist zu priifen, ob die ge-
plante Wegefiihrung in Wohnquartieren auch die Interessen von Kindern in
ausreichendem MaBe berticksichtigt. Um gleichzeitig eine ebenfalls unattrak-
tive Zersplitterung der Kinderspielflachen auf dem gesamten Grundstiick zu
vermeiden, muss nach Satz 3 eine Teilspielflache jedoch mindestens 100 m?
groB sein.

Absatz 5 nimmt Bezug auf § 1 Absatz 1 alte Fassung, § 3 Absatz 1 alte Fassung
und § 5 Absatz 3 alte Fassung.

Die Regelung in Satz 1 konkretisiert die Grundanforderung nach § 8 Absatz 3
Satz 1 BremLBO-18, wonach die erforderliche Kinderspielflache nicht nur auf
dem pflichtigen Baugrundstiick, sondern alternativ auch in unmittelbarer Nahe
auf einem anderen geeigneten Grundstiick hergestellt werden kann, sofern die
Entfernung von der Grundstiicksgrenze des pflichtigen Grundstiickes nach
dem Motto ,kurze Beine, kurze Wege"” maximal 100 Meter betragt. Die Entfer-
nungsbeschrankung ist diesbeziiglich in Anlehnung an die Vorgabe nach § 2
Absatz 3 Nummer 1 etwas groBziigiger ausgestaltet, da die Entfernungsmes-
sung nicht am letzten Wohngebdaude, sondern erst an der pflichtigen Grund-
stiicksgrenze an der Stelle der HaupterschlieBung beginnt.

Abweichend von Satz 1 ist nach Satz 2 eine Entfernung bis maximal 300 Metern
zuldssig, sofern dort Kinderspielflachen fiir Kinder von sechs bis 14 Jahren ge-
schaffen werden, bei denen aufgrund des Entwicklungsfortschrittes auch etwas
weitere Entfernungen hinnehmbar sind.

Im Ergebnis kann es bei groeren oder mehreren Bauvorhaben im Sinne Ab-
satze 4 und 5 zweckmaBig sein, auf dem Baugrundstiick eine oder mehrere
+Spielinseln” fiir Kleinkinder von zwei bis zu fiinf Jahren in bis zu 100 Metern
Entfernung zu schaffen und auf einem anderen Grundstiick in bis zu 300 Me-
tern Entfernung zu den jeweiligen Grundstiicksgrenzen ,gebiindelt” eine Kin-
derspielflache fir Kinder von sechs bis 14 Jahren herzustellen.

Satz 3 schreibt vor, dass die entsprechende Grundstiicksflache fiir die dauer-
hafte Nutzung als Kinderspielflache fur diesen Zweck offentlich-rechtlich
durch eine Baulasteintragung nach § 82 BremLBO gesichert sein muss.

Satz 4 ermoglicht weiterhin das auch bisher bereits nach § 3 Absatz 1 alte Fas-
sung eingerdumte ,Pooling” und soll den Winschen von (verschiedenen) Bau-
trdgern Rechnung tragen, bei mehreren pflichtigen Vorhaben die
erforderlichen Spielflachen an einer attraktiven Stelle in der Nahe bundeln zu
konnen. Unter den Voraussetzungen der Satze 1 bis 3 ist es daher auch zulas-
sig, Kinderspielflachen verschiedener Bauvorhaben auf einem Grundstuck zu-
sammengefasst nachzuweisen. Hierbei muss es sich nicht zwingend um eine
private Grundstiucksflache handeln, sondern es kann auch eine o6ffentliche
Grunflache zur Anlegung der Kinderspielflache herangezogen werden.

Stadtebauliches und sozialpolitisches Ziel der Erfullungsmdglichkeit nach Ab-
satz 5 ist, im Plangebiet an geeigneten Stellen wohnungsnahe Spielangebote
im Sinne dieses Gesetzes insbesondere fur Kleinkinder herzustellen. Hierzu
konnen im Plangebiet private Gemeinschaftsanlagen im Sinne des § 9 Absatz
1 Nummer 5 oder Nummer 15 BauGB festgesetzt werden. Die konkrete Ausge-
staltung wird uber erganzende vom Investor und der Stadtgemeinde Bremen
abzuschlieBende stadtebauliche Vertrage abgesichert. Gleiches gilt fur die dar-
uber hinaus noch notwendige anteilige Errichtung und Unterhaltung von Aus-
stattungselementen fur offentliche Spiel- und Bewegungsangebote in nahe
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gelegenen offentlichen Sport- und Freizeitflachen. Durch diese Kombination
konnen Spielangebote insbesondere auch fiir Jugendliche ab 15 Jahren, die
nicht mehr zur Zielgruppe dieses Gesetzes zahlen, in rdaumlicher Nahe zum
Plangebiet geférdert werden, sodass insgesamt im Plangebiet und dessen Um-
feld ein ausgewogenes Spielangebot fiir verschiedene Zielgruppen gesichert
werden kann. Als anteiliges Finanzierungsinstrument kann hierzu die neue
Moglichkeit nach § 6 Absatz 5 Satz 2 herangezogen werden, die auch eine orts-
teilbezogene Verwendung von Ablésungsbetragen zulasst.

Beiisolierten Einzelvorhaben in Bestandsquartieren kénnen Pooling-Lésung im
Regelfall nicht realisiert werden. Zudem darf die private Pooling-Moéglichkeit
die offentliche Spielraumplanung der Stadtgemeinde fir das betroffene Quar-
tier nicht ersetzen, sondern dient lediglich als Ergénzungsinstrument.

Nach Absatz 6 Satz 1 sind GroBe und Lage der notwendigen Kinderspielflachen
in den erforderlichen Bauvorlagen darzustellen. Die Regelung nimmt abstrakt
Bezug auf die konkreten Anforderungen der BremBauVorlV-19 vom 2. Mai
2019 (Brem.GBI. Seite 368). Demzufolge sind

a) nach § 7 Absatz 4 Nummer 6 BremBauVorlV im Lageplan die Aufteilung
der nicht bebauten Flachen unter Angabe der Lage und GroBe der Kinder-
spielplatze darzustellen und

b) nach § 9 Absatz 5 Satz 2 BremBauVorlV ist eine pruffahige Berechnung
uber die vorhandene und geplante Flache fir Kinderspielplatze zu erstel-
len.

Satz 2 schreibt ergdanzend vor, dass bei Kinderspielflachen von Vorhaben mit
mehr als 20 Wohneinheiten die GroBe und Lage auch an die fiir die Spielférde-
rung von Kindern zustandige Stelle zu tibermitteln ist. Da es sich um einen ver-
waltungsinternen Vorgang handelt, ist dies allen bauaufsichtlichen Verfahren
nach Erteilung der Baugenehmigung bzw. Genehmigungsfreistellung durch
die untere Bauaufsichtsbehorde zu veranlassen.

Nach Abstimmung mit SJFIS dient diese Datentiibermittlung dazu, im Rahmen
des Spielraumforderkonzeptes nicht nur die 6ffentlichen Spielpldtze, sondern
perspektivisch auch gréBere hausnahe, private Kinderspielflachen nach § 8 Ab-
satz 3 BremLBO in einer Datenbank (MapAgent) zu erfassen, die von jeder-
mann einsehbar ist. Die Datenerfassung ist im 6ffentlichen Interesse vertretbar
und soll der Transparenz und einer Attraktivitatssteigerung des Baugebietes
fir potenzielle Bewohner (insbesondere Familien mit Kindern) dienen.

Fir weitergehende Ausfithrungen zur MapAgent-Datenbank wird auf Kapitel
1 des Spielraumférderkonzeptes fiir die Stadtgemeinde Bremen (Entwurfsfas-
sung vom 18. April 2019) verwiesen.

VerstoBe gegen die Anforderungen des § 2 sind nach § 8 Nummer 1 und 2 ein
Ordnungswidrigkeiten-Tatbestand.

Zu § 3 — Zuganglichkeit

Absatz 1 stellt klar, dass die privaten Kinderspielflachen grundséatzlich nur den
Kindern und ihren Begleitpersonen aus den pflichtigen Grundstiicken zur Ver-
figung stehen und knipft an die bisherige Regelung nach § 3 Absatz 4 Satz 2
alte Fassung an. Unter den weit auszulegenden Begriff ,Begleitpersonen” fal-
len im Sinne dieses Gesetzes sowohl die aufsichtspflichtigen Personen als auch
Besucherkinder.

Die Vorschrift ist damit vom Wesensgehalt jedoch deutlich eingeschrankt zur
bisherigen Regelung nach § 3 Absatz 4 Satz 3 und 4 alte Fassung ausgestaltet.
Diese legte fest, dass die Benutzung der Spielflachen den Kindern, unabhéangig
davon, ob sie zu den Bewohnern der pflichtigen Grundstiicke gehoren, offen-
stehen musste. Nicht zu den Bewohnern der pflichtigen Grundstiicke gehoren-
den Personen durfte der Zugang und deren Benutzung ausnahmsweise nur
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verwehrt werden, wenn es zum Schutz der Kinder, fir die die Spielflachen ge-
schaffen worden sind oder zur Verhinderung einer zweckwidrigen Nutzung er-
forderlich ist.

Die bisherige ,grundsatzliche 6ffentliche Zuganglichkeit privater Kinderspiel-
flachen"” wird mit der Neufassung zur Wahrung der Eigentumsgrundrechte der
pilichtigen Wohnungseigentumer nach Artikel 14 GG und § 903 BGB aufgege-
ben. GemaB Artikel 111 EGBGB (Einfiihrungsgesetz zum Biirgerlichen Gesetz-
buche) lasst das BGB zwar landesgesetzliche Vorschriften unberthrt, die die
Benutzung des Eigentums im 6ffentlichen Interesse beschranken. Die Landes-
gesetzgeber diirfen die Befugnisse von Sacheigentiimern daher grundsatzlich
einschranken, dies aber nach Art 14 GG jedoch nur in seinen verfassungsrecht-
lichen Grenzen, also nur dann, wenn das private Eigentum nicht in unverhalt-
nismaBiger Weise belastet wird. Dies wdare aber dann der Fall, wenn an die
privaten Grundstiickseigentiimer unangemessen hohe Anforderungen an die
Herstellung der Verkehrssicherheit der Spielflachen gestellt wiirden.

Die Wohnungseigentumer sind grundsatzlich verpflichtet, gegeniiber den Be-
nutzern der Kinderspielflache die ihnen gemeinschaftlich obliegende Ver-
kehrssicherungspflicht nach § 16 Absatz 1 BremLBO zu erfiillen und in diesem
Zusammenhang alle erforderlichen MaBnahmen und Vorkehrungen zu treffen,
die zumutbar sind, um die Benutzer vor den Gefahren zu schiitzen, die iber
das tibliche, bei bestimmungsgemaBer und zweckgerichteter Benutzung der
Spielgerate vorhandene Risiko hinausgehen.

Der Inhalt dieser Verkehrssicherungspflicht geht dahin, die Kinderspielflache
wie alle sonstigen einem Verkehr eréffneten Raume oder Sachen — moglichst
gefahrlos zu gestalten und zu erhalten sowie im Rahmen des Zumutbaren alles
zu tun, um den Gefahren zu begegnen, die den Benutzern aus einem nicht ord-
nungsgemaBen Zustand der Kinderspielflache drohen. Die Verkehrssicherung
fiir einen oOffentlichen, aber auch einen privaten Kinderspielplatz beschrankt
sich dabei nicht nur auf den Spielplatz und seine Einrichtungen selbst, sondern
erstreckt sich auch darauf, dass den Benutzern keine sonst vermeidbaren Ge-
fahren drohen.

Beachtlich ist, dass insbesondere bei o6ffentlichen Kinderspielpldatzen das
Schutzniveau besonders hoch ist, da Kinder regelmé&Big noch nicht zur eigen-
verantwortlichen Abschatzung von Gefahren, die sich aus der sportlichen oder
spielhaften Bewegung ergeben, fdhig sind wie es bei Erwachsenen der Fall ist.
Dies gilt umso mehr, als dass Kinder regelmaBig im Eifer des Spiels dazu neigen
Gefahren auszublenden oder als Herausforderung oder Mutprobe bewusst Ri-
siken einzugehen. Das zu beachtende Maf der Sicherheit hat sich daher am
hochsten Schutzniveau, folglich am Alter der jungsten Kinder auszurichten, die
fur die Benutzung des Spielplatzes oder Spielgerates in Frage kommen (BGH
Urteil 1.3.1988, NJW 1988, 88.). Die dem zugrundezulegenden Verkehrssiche-
rungspflichten lassen sich zum einen nicht generalisieren, sondern sind von
Spielplatz zu Spielplatz einzelfallbezogen zu betrachten, was wiederum fur
Rechtsunsicherheit bei den privaten Grundstiickseigentiimern sorgt.

Zum anderen sind eine Vielzahl von Kontroll- und Instandhaltungspflichten zu
beachten, welche sich aus der zwischenzeitlich umfangreich vorhandenen
Rechtsprechung und entsprechenden DIN-Normen herausgebildet haben. Die
Einhaltung dieser DIN-Normen wird aber unter Berucksichtigung der Verhalt-
nismaBigkeit fur private Kinderspielflachen nicht verpflichtend vorgeschrieben
wie sich erganzend aus den Ausfihrungen zu § 4 Absatz 1 ergibt.

Daraus folgt, dass es den Eigentumern der pflichtigen Grundstucke nur zuzu-
muten ist, die Kinderspielflache verkehrssicher zu gestalten und vor allem zu
unterhalten, wenn sich der Kreis der Nutzer im Regelfall aus den Kindern der
Wohnungen der pflichtigen Grundstiucke zusammensetzt und von daher deut-
lich zu uberschauen ist. Nicht mehr zuzumuten ware es ihnen jedoch dann,
wenn fur die Grundstuckseigentumer bei einer gesetzlich vorgeschriebenen 6f-
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fentlichen Zuganglichkeit der Kinderspielflache — wie in der bisherigen Fas-
sung — es nicht mehr abzusehen ist, wie viele Kinder unterschiedlichen Alters
die Spielflachen tiberhaupt nutzen.

Zudem ist es nicht vermittelbar, wenn der pflichtigen Eigentiimergemeinschaft
zwar die Kosten fir die Herstellung und den Erhalt der Spielflache auferlegt
werden, sie dann aber eine Nutzung durch Dritte und damit einhergehend eine
moglicherwiese deutlich starkere Inanspruchnahme der Kinderspielflache hin-
nehmen muss. Die Neufassung starkt diesbeziiglich das ,Hausrecht” der Be-
wohner, indem sie ,fremden” Kindern, die nicht zu den pflichtigen
Grundstiicken gehéren und dort auch nicht zu Besuch sind (Billigung der Nut-
zung durch den jeweiligen Bewohner), den Zutritt und die Nutzung der Spiel-
flache verwehren koénnen.

Es bleibt den Eigentiimern jedoch unbenommen, insbesondere bei groferen
Anlagen, die Spielflache freiwillig auch ,fremden” Kindern zur Verfiigung zu
stellen, jedoch koénnen diese darauf — abweichend zur bisherigen Fassung —
keinen Rechtsanspruch mehr herleiten.

Abweichend zu Absatz 1 verpflichtet Absatz 2 jedoch die Eigentimer der
pilichtigen Grundstiicke bei Kinderspielflachen, bei denen die Instandhal-
tungs- und Verkehrssicherungspilicht nach § 5 Absatz 3 auf die Stadtgemeinde
Bremen tibertragen wurde, die 6ffentliche Zuganglichkeit sicherzustellen. Dies
bedeutet insbesondere, dass keine baulichen oder sonstigen Zugangsbarrieren
(zum Beispiel abgeschlossenes Eingangstor) errichtet werden dirfen. Diese
weitergehende Einschrankung des Eigentumsgrundrechtes ist insbesondere
deshalb gerechtfertigt, wenn aufgrund der besonderen Attraktivitat der Spiel-
flache die Stadtgemeinde Bremen die Erhaltungs- und Verkehrssicherungs-
pilicht ibernimmt und die Eigentiimergemeinschaft im Gegenzug die Kosten
fir die dauerhafte Unterhaltung einspart.

Der Ubergang der Instandhaltungs- und Verkehrssicherungspflicht auf die
Stadtgemeinde Bremen ist zwischen dieser und den Grundstiickseigentiimern
privatrechtlich zu vereinbaren.

Absatz 3 nimmt Bezug auf die Eigentumsvorschriften nach §§ ff. 903 BGB.
Demnach darf der Zugang und die Nutzung der Kinderspielflache auch weiter-
hin entsprechend § 3 Absatz 4 Satz 4 alte Fassung bei missbrauchlicher Nut-
zung insbesondere untersagt werden, wenn

a) eszum Schutz der Kinder, fur die die Spielflachen geschaffen worden sind,
dient,

b) zur Verhinderung einer zweckwidrigen Nutzung oder Vandalismus erfor-
derlich ist oder

c) die Nutzer oder Begleitpersonen élter als 14 Jahre alt sind und kein sozi-
aladdquates Verhalten zeigen, was zu erheblichen Beldstigungen der um-
liegenden Nachbarschaft fithrt (zum Beispiel Léarmbelastigung,
Vermiillung et cetera).

VerstoBe gegen die Anforderungen des § 3 sind nach § 8 Nummer 3 ein Ord-
nungswidrigkeiten-Tatbestand.

Zu § 4 — Qualitat und Ausstattung

Absatz 1 regelt die abstrakten Qualitdts- und Ausstattungsanforderungen
hausnaher Kinderspielflachen. Sofern unabhédngig von der Verpflichtung ab
dem Schwellenwert bei Vorhaben nach Absatz 3 eine konkrete einzelfallbezo-
gene Beratung gewtlinscht wird, ist die fiir die Spielférderung von Kindern zu-
staindige Stelle (derzeit der Fachdienst Spielraumférderung beim Amt fir
Soziale Dienste, dezentral angesiedelt in den jeweiligen Sozialzentren) zu kon-
taktieren.

Fir ergéanzende Ausfiihrungen zur Qualitdt von Kinderspielflachen wird auf
Kapitel 3 des Spielraumforderkonzeptes fiir die Stadtgemeinde Bremen (Ent-
wurfsfassung vom 18. April 2019) verwiesen. Auch wenn dort im Wesentlichen
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auf 6ffentliche Spielflichen abgestellt wird, ist eine analoge Ubertragung auch
auf die privaten, hausnahen Spielflachen vom Wesensgehalt sachgerecht und
daher als Ergdnzung der nachstehenden Erlduterungen anzusehen.

Satz 1 entspricht § 4 Absatz 1 Satz 1 a.F. Aus dem Artikel 14 GG abgeleiteten
Grundsatz ,Eigentum verpflichtet” begriindet sich auch die Verkehrssiche-
rungspflicht des Eigentiimers. Dieser muss demzufolge MafBnahmen ergreifen,
damit keine Gefahren fiir Dritte von ihrem Grundstiick oder den baulichen An-
lagen auf dem Grundstiick ausgehen, da ansonsten ein Schadenersatzanspruch
nach § 823 BGB entstehen kann.

Auf die erganzenden Ausfihrungen zur Verkehrssicherheitspflicht in Verbin-
dung mit der Zuganglichkeit in § 3 wird verwiesen.

Die Kinderspielflache ist nach § 2 Absatz 1 Nummer 3 BremLBO eine bauliche
Anlage, die nach § 16 Absatz 1 BremLBO verkehrssicher sein muss, was Satz 1
noch einmal klarstellt. Fiir eine verkehrssichere Errichtung und Nutzung sowie
eine barrierefreie Zugéanglichkeit sind je nach Erforderlichkeit die nachfolgen-
den Normen in der jeweils aktuellen Fassung zu bertiicksichtigen.

1. DIN 18034 ,Spielplatze und Freiraume zum Spielen — Anforderungen und
Hinweise fur die Planung und den Betrieb"”

2. DIN 33942 ,Barrierefreie Spielplatzgerate — Sicherheitstechnische Anfor-
derungen und Prifverfahren”

3. DINEN 1176 ,Spielplatzgerate und Spielplatzboden*”

4. DIN EN 1177 ,StoBdampfende Spielplatzboden — Bestimmung der kriti-
schen Fallh6he"

5. DIN 18040-3 ,Barrierefreies Bauen — Planungsgrundlagen — Teil 3: Offent-
licher Verkehrs- und Freiraum™”

Diese Normen sind jedoch im Land Bremen weder als technische Baubestim-
mung eingefiihrt noch soll die Anwendung unter Berticksichtigung des Grund-
satzes der VerhaltnismaBigkeit Giber dieses Ortsgesetz als zu uUberprifende
offentlich-rechtliche Anforderung verbindlich vorgeschrieben werden, da an
private Kinderspielflachen auch unter Beriicksichtigung der eingeschrankten
Zuganglichkeit nach § 3 Absatz 1 geringere Anforderungen gestellt werden,
als an offentliche Kinderspielplatze. Im Sinne der Verkehrssicherheitspflicht
wird eine Beachtung der Normen jedoch angeraten.

Satz 2 ist angelehnt an § 4 Absatz 1 Satz 2 und Absatz 5 alte Fassung. Die Kin-
derspielflachen sollen im Sinne des Absatzes 2 vielfaltig gestaltet sein, um die
Entwicklung von Kindern in ganzheitlicher Hinsicht zu férdern. Es kann des-
halb empfehlenswert sein, je nach Gesamtgrofe der erforderlichen Kinder-
spielflache im Sinne des Absatzes 2 verschiedene Spielzonen und Angebote fiir
verschiedene Altersgruppen einzurichten und die Spielflachen durch sinnvolle
raumbildende MaBnahmen innerhalb der zu begriinenden?® nicht iiberbauten
Grundstiicksflachen zu gliedern. Unter Beruicksichtigung der Gelandeoberfla-
che und der vorhandenen oder geplanten Vegetation konnen zum Beispiel
durch Geldandemodellierung und bauliche MaBinahmen wie Mauern, Stufen die
Spiel- und Aufenthaltsbereiche in die Gesamtanlage integriert werden. Sofern
ein Freiflachenplan nach § 9 Absatz 7 BremBauVorlV erforderlich ist, ist dort
die Integration der Kinderspielflachen in die Freiflachengestaltung entspre-
chend kenntlich zu machen und zu erlautern.

Absatz 2 definiert die Anforderungen an die Ausstattung der Kinderspielfla-
chen, bleibt dabei aber im Sinne eines Werkzeugkastens zweckmaBigerweise
abstrakt, um die konkrete Ausgestaltung einzelfallbezogen der Bauherrin oder
dem Bauherren zu iiberlassen.

3 vergleiche § 3 des Begriinungsortsgesetzes fir die Stadtgemeinde Bremen vom 14. Mai
2019 (Brem.GBl. Seite 313)
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Satz 1ist an § 4 Absatz 2 Satz 1 alte Fassung angelehnt und schreibt die Grund-
ausstattung fir Spielflachen fir Kleinkinder vom zweiten bis zum vollendeten
finften Lebensjahr vor, die aus mindestens zwei ortsfesten Spielangeboten
nach Satz 4 Nummer 1 bis 3 und einer ortsfesten Sitzgelegenheit im Sinne des
Satzes 4 Nummer 4 bestehen soll. Durch diese Kombination soll auch fiir die
Aufsichtsperson eine Sitzmoglichkeit hergestellt werden. Durch die Anforde-
rung der Ortsfestigkeit soll eine Dauerhaftigkeit der Spielflache sichergestellt
werden, das heifit, das Aufstellen mobiler Spielgerate (zum Beispiel Plastikrut-
schen et cetera) ist zur Erfiillung des Gesetzeszweckes nicht ausreichend, aber
erganzend moglich.

Satz 2 schreibt mit den Nummern 1 bis 5 abstrakt die iiber die Grundausstat-
tung nach Satz 3 hinausgehenden weitergehenden Ausstattungsmaoglichkeiten
der Kinderspielflache vor und gliedert diese in fiinf mogliche Themenbereiche.
Auswahl, Kombination und konkrete Ausgestaltung bleibt in Abhangigkeit der
GroBe der Spielflache und der konkreten Grundstiickssituation der Bauherrin
oder dem Bauherrn tiberlassen.

Bereiche fiir Sand- und Wasserspiele nach Nummer 1 sollten in einer sonnigen
bis halbschattigen, windgeschiitzten und ruhigen sowie gut einsehbaren Lage
platziert werden. Ein Sonnensegel kann in Teilbereichen sinnvoll sein, um ins-
besondere Kleinkinder vor zu intensiver Sonneneinstrahlung zu schiitzen.
Diese Spielbereiche eignen sich auch in Kombination mit Bereichen fiir Kom-
munikation und ruhebetonten Spielen nach Nummer 4. Sandmatsch und Was-
serspielbereiche sind immer einzugrenzen. Eine mogliche Wasserentnahme ist
zum Beispiel durch einen Wasserhahn oder eine Handpumpe zu begrenzen. Es
muss eine ausreichende Entwéasserung sichergestellt sein, um einen konstanten
Wasserstand auch nur geringer Hohe zu vermeiden, damit keine Gefahr fur
Kleinkinder besteht.

Bei Bereichen fiir Ball-; Lauf- und Bewegungsspiele nach Nummer 2 sollte eine
den Wohneinheiten abgewandte Lage gewdahlt werden, da hier mit einem er-
hohten Gerauschpegel zu rechnen ist. Als hindernisfreier Bodenbelag emp-
fiehlt sich eine strapazierfahige Rasenflache oder auch eine befestigte Flache
zur ganzjahrigen Nutzung.

Bei Bereichen fiir ortsfeste Geratespiele und Spielbauten nach Nummer 3 sind
vielfaltige und robuste Spielbauten oder Spielhduser, die diverse Spielgerate
wie Schaukel, Rutsche und Klettergeriist kombinieren, einer Aufreihung ver-
schiedener Einzelgerate vorzuziehen.

Bereiche fiir Kommunikation und ruhebetonte Spiele nach Nummer 4 kénnen
durch ortsfeste Sitzmoglichkeiten wie zum Beispiel Banke und Tische geschaf-
fen werden. Dies steigert altersiibergreifend die Aufenthaltsqualitdt auch fir
Begleitpersonen im Sinne eines Gemeinschaftstreffpunktes im Baugebiet. Eine
Ausstattung mit Abfallbehaltern wird empfohlen. Zum Schutz der Bedurfnisse
der Kinder sind auf Kinderspielflachen ortsfeste Grillmoglichkeiten oder sons-
tige Feuerstellen unzulassig. Diese sind bei Bedarf anderweitig auf dem Bau-
grundstiuck unterzubringen.

Insbesondere die Aufenthaltsbereiche und deren Zugdnglichkeit sind entspre-
chend § 50 Absatz 2 Nummer 3 BremLBO barrierefrei zu gestalten.

Nach Nummer 5 sind - sofern die Herstellung grundstiicksbezogen und fla-
chenmaBig moglich ist — auch naturnahe Spielelemente beziehungsweise na-
turnah gestaltete Spielrdume zu nutzen oder anzulegen. Diese Bereiche
naturnaher Spielraume enthalten keine Spielgerdate, Mobiliar oder Sandspiel-
bereiche. Die gewachsene oder angelegte Umgebung mit Higeln, bewegli-
chem Naturmaterial (zum Beispiel Stocker, Baumstumpfe), Rasenflachen und
.bespielbaren Grunpflanzen” (Kletterbaume, Weidengebtische oder -tunnel,
Haselstrauchgruppen und andere (ungiftige) Straucher) bietet Moglichkeiten
zum Bauen, Verstecken und viel Raum fur eigene Fantasiespiele und kann so
dazu beitragen, dass Kinder Naturerfahrungen auch im stadtischen Umfeld ma-
chen konnen.
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Dieser Bereich ist multifunktional, da er die Bewegung und Gesundheit der
Kinder fordert, das Stadtklima verbessert und der Artenvielfalt dient. Natur-
nahe Spielbereiche sind insbesondere dann anzustreben, sofern es sich um
Wohnungsbauvorhaben mit mehr als 50 Wohneinheiten handelt und nach Ab-
satz 3 neben dem Freiflachengestaltungsplan auch eine behoérdliche Abstim-
mung vorgeschrieben ist.

Die ,isolierte” Herrichtung von Flachen als notwendige Kinderspielflachen
einschlieBlich der erforderlichen ortsfesten Ausstattung ist verfahrensfrei nach
§ 61 Absatz 1 Nummer 14 lit. d) BremLBO, sofern sie nicht Bestandteil eines
bauaufsichtlichen Verfahrens nach §§ 62 bis 64 BremLBO ist.

Satz 3 stellt entsprechend § 4 Absatz 2 Satz 3 und 4 alte Fassung auf eine al-
tersgerechte Gliederung der Kinderspielflachen ab. Kleinere hausnahe Spiel-
flachen sollen zunachst entsprechend dem gesetzlichen Regelungszweck den
Grundbedarf der Spielbediirfnisse von Kindern vom zweiten bis zum vollende-
ten finften Lebensjahr decken. Je grofer die Anzahl der Wohneinheiten, desto
mehr soll auch eine altersgerechte Differenzierung der Spielflachen erfolgen.
Als Schwellenwert wird deshalb festgelegt, dass insbesondere Kinderspielfla-
chen fir mehr als 50 Wohneinheiten auch den weitergehenden Spielbediirfnis-
sen fir Kinder von sechs bis 14 Jahren Rechnung tragen sollen. Die fur die
Spielférderung zustandige Stelle berat die Bauherrin oder den Bauherren ein-
zelfallbezogen tiber eine altersgerechte Ausstattung der Spielflache.

Absatz 3 verpflichtet den Bauherren mit Satz 1, bei gréBeren Bauvorhaben mit
mehr als 50 Wohneinheiten die konkrete Ausstattung nach Absatz 2 zuvor mit
der fir die Spielférderung von Kindern zustandigen Stelle abzustimmen und
nach § 9 Absatz 7 BremBauVorlV im Freiflachengestaltungsplan darzustellen.

Der Schwellenwert kntipft an die Regelung nach Absatz 2 Satz 3 an, da bei der
konkreten Ausstattung einer altersgerecht differenzierenden Kinderspielflache
zuvor eine vorhabenbezogene Abstimmung mit der fur die Spielférderung von
Kindern zustandigen Stelle als erforderlich angesehen wird.

Satz 2 stellt klar, dass diese Abstimmungsverpflichtung auch dann gilt, sofern
die Anzahl der Wohneinheiten durch mehrere zusammenhdngende Bauan-
trage des gleichen Bauherren erreicht wird oder zusammen mit anderen Bau-
herren eine Pooling-Losung nach § 2 Absatz 5 angestrebt wird. Die Regelung
dient dem Ziel, vorhabenbezogen eine bestmdogliche Ausstattung der Kinder-
spielflache zu erreichen und dem diesbeziiglich in der Regel unkundigen Bau-
herren die nétige fachliche Unterstiitzung zukommen zu lassen.

Die konkreten Ausstattungsmerkmale sollen perspektivisch in den MapAgent
Ubernommen werden, um die im Rahmen des Spielraumférderkonzeptes ver-
einbarte Transparenz auch fiir die Offentlichkeit zu erméglichen. Fiir weiter-
gehende Ausfiihrungen zur MapAgent-Datenbank wird auf Kapitel 1 des
Spielraumforderkonzeptes fiur die Stadtgemeinde Bremen (Entwurfsfassung
vom 18. April 2019) verwiesen.

Zu § 5 — Herstellung und Instandhaltung

Absatz 1 entspricht § 3 Absatz 2 alte Fassung und stellt mit Bezug auf § 81
Absatz 2 BremLBO klar, dass die erforderliche ortsfeste Ausstattung nach § 4
Absatz 2 bei Nutzungsaufnahme der pflichtigen Wohnungen hergestellt sein
muss und demzufolge auch Gegenstand einer Bautiiberwachung nach § 80 Ab-
satz 1 ist.

Sofern im Ausnahmefall eine Herstellung bis zur Nutzungsaufnahme nicht
moglich ist (zum Beispiel sofern nach § 2 Absatz 5 eine Unterbringung auf ei-
nem anderen Grundstiuck oder eine Pooling-Losung mit mehreren Vorhaben
verwirklicht werden soll), kann die Herstellungspflicht nach Abstimmung mit
der unteren Bauaufsichtsbehorde gegen Hinterlegung einer Bankbiurgschaft in
Hohe des ansonsten alternativ falligen Ablosungsbetrages fir einen festzule-
genden Zeitraum ausgesetzt werden. Die diesbezliglichen Vollzugsregelungen
hinsichtlich Stellplatzburgschaften sind sinngemall anzuwenden.
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Die gesetzliche Pflicht zur Herstellung von Kinderspielflachen ist ein Gebot mit
Dauerwirkung, daraus folgt nach Absatz 2 auch die Pflicht zur Pflege und Un-
terhaltung. Dies auch vor dem Hintergrund, dass der bauliche Zustand in der
Regel das erste und sichtbarste Qualitatskriterium fiir die Nutzer nach § 3 ist.

Satz 1 entspricht § 5 Absatz 1 Satz 1 alte Fassung, wonach Kinderspielflachen,
ihre Zugange und Gerate in benutzbarem Zustand zu erhalten sind. Im Rahmen
regelmaBiger Sicht- und Funktionskontrollen sind hierbei folgende Kriterien zu
bertcksichtigen:

a

b

) Funktionstiichtiger Zustand von Spielgerdaten und Spielflachen,

) gepflegte und ansprechende Gestaltung der Spiel- und Begleitflachen,
c) keine Behinderung der Nutzung durch vorhandene Vegetation,

d) Untersuchung des hygienischen Zustandes des Spielsandes.

Satz 2 weist deshalb entsprechend § 5 Absatz 1 Satz 2 alte Fassung auch wei-
terhin ausdriicklich darauf hin, dass bei Sandspielbereichen der Spielsand min-
destens alle zwei Jahre auszutauschen ist.

Wahrend die Sichtkontrolle lediglich der Erkennung offensichtlicher Gefahren-
quellen dient, die sich als Folge von Vandalismus, der sachgemaBen Nutzung
oder Witterungseinfliissen ergeben kénnen, handelt es sich bei der Funktions-
kontrolle um eine Prifung des allgemeinen betriebssicheren Zustands der Kin-
derspielflache. Mit fortschreitender Nutzungsdauer wird es daher sachgerecht
und erforderlich sein, abgangige Spielgerate zu ersetzten oder sogar eine Neu-
gestaltung der Kinderspielflache vorzunehmen.

Soweit die Eigentimer der pflichtigen Grundstiicke nichts anderes vereinba-
ren, sind entsprechend § 5 Absatz 2 Satz 2 alte Fassung die Vorschriften des
Biuirgerlichen Gesetzbuches uber die Gemeinschaft hinsichtlich der Erhaltungs-
verpflichtung anzuwenden sind, das heiBit eine Haftung erfolgt gesamtschuld-
nerisch.

Satz 3 verweist auf die bauaufsichtliche Generalklausel des § 58 Absatz 2
BremLBO, wonach die Bauaufsichtsbehorde jederzeit berechtigt ist, zu tiber-
prifen, ob die zur Erhaltung nach § 5 pflichtigen Personen ihrer Instandhal-
tungspflicht nachgekommen sind. Werden hier wesentliche Mangel
festgestellt, kann die Bauaufsichtsbehorde die ,erforderlichen MaBnahmen”,
zum Beispiel eine voriibergehende Stilllegung der Kinderspielflache verfiigen
und nach § 8 Nummer 4 ein Ordnungswidrigkeitenverfahren einleiten.

Absatz 3 ist neu und erdffnet die Moglichkeit, dass die Bauherrin oder der Bau-
herr nach Fertigstellung der Kinderspielflache die sich anschlieBende Kontroll-
und Erhaltungspflicht, also die Pflicht zur Instandhaltung und Verkehrssiche-
rung nach Abstimmung mit der fiir die Spielférderung zustéandigen Stelle auf
die Stadtgemeinde Bremen tbertragen kann. Diese Option kommt insbeson-
dere fiir groBere hausnahe Spielflachen in Betracht, bei denen eine praventive
Abstimmungspflicht nach § 4 Absatz 3 besteht. Sofern zum Beispiel keine ge-
eignete offentliche Spielflache in der Nahe ist und es sich um eine attraktive
Grundstiickssituation handelt, kann die Stadtgemeinde Bremen unter aus-
dricklicher Beriicksichtigung des Haushaltsvorbehalts auf Grundlage einer
vertraglichen Vereinbarung die ansonsten von den pflichtigen Grundstiicksei-
gentimern aufzubringende Unterhaltslast iibernehmen. Im Gegenzug ist nach
§ 3 Absatz 2 eine o6ffentliche Zugéanglichkeit sicherzustellen, es entsteht damit
de facto ein 6ffentlicher Kinderspielplatz auf privater Grundstiicksflache.

Satz 2 legt fest, dass die gewiinschte Ubertragung durch die Bauherrin oder
den Bauherrn schriftlich oder elektronisch bei der unteren Bauaufsichtsbe-
hoérde mit Begriindung zu beantragen ist. Die konkrete Abwicklung ist einzel-
fallbezogen im Rahmen des bauaufsichtlichen Verfahrens mit der fir die
Spielférderung zustandigen Stelle abzustimmen, die auch die entsprechenden
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Finanzmittel fiir die Ubernahme bereitstellen muss. Das Ergebnis ist in der Bau-
genehmigung zu dokumentieren beziehungsweise ist Voraussetzung fir die
Genehmigungsfreistellung.

Zu § 6 — Ablésung

§ 6 regelt die Zulassigkeit der Ablosung, ist aber im Gegensatz zur bisherigen
Fassung nach § 8 alte Fassung wesentlich differenzierter ausgestaltet.

Absatz 1 stellt die rechtliche Verkniipfung zur Grundregel nach § 8 Absatz 4
BremLBO her, welche die Ablésung nur unter der Voraussetzung fur zulassig
erklart, dass die Kinderspielflache nicht (tatsachliche Unméglichkeit) oder nur
unter groBen Schwierigkeiten (Anforderungen an GroBe und Lage nach § 2
werden in der Gesamtbetrachtung nur unzureichend erfiillt) hergestellt werden
kann. Der Antrag auf Ablosung ist schriftlich und mit Begriindung durch die
Bauherrin oder den Bauherren an die untere Bauaufsichtsbehoérde zu richten,
die nach Wirdigung der eingereichten Bauvorlagen dartber entscheidet, ob
die Ablésungsvoraussetzungen vorliegen. Das Ergebnis ist in der Baugenehmi-
gung oder mit isoliertem Bescheid zu dokumentieren.

Nach Absatz 2 entbindet die unmittelbare Nahe zu einer 6ffentlichen Spiel-
platzflache nicht von der Verpflichtung zur Realherstellung der privaten Spiel-
platzflache, der Bauherr kann in diesem Fall jedoch das Instrument der
Ablosung wéahlen, wenn die Entfernung von der Grundstiicksgrenze zu einer
offentlich zuganglichen Spielflache (zum Beispiel in Griinanlagen, bei Schulen
und Kindertagestagesstatten) nicht mehr als 100 m betragt und damit die ana-
loge Entfernungsvorgabe nach § 2 Absatz 5 Satz 1 eingehalten wird. Das Vor-
handensein einer lediglich zum Zeitpunkt der Antragsstellung ,unbebauten,
bespielbaren” Griinflache reicht zum Verzicht auf die Herstellung einer Kin-
derspielflache auf dem Baugrundstiick nicht aus.

Absatz 3 nimmt ebenfalls Bezug auf § 8 alte Fassung und setzt den nach § 8
Absatz 4 Satz 1 BremLBO erforderlichen Ablésungsbetrag unter Zugrundle-
gung von 80 Prozent der durchschnittlichen Herstellungs- und Instandhal-
tungskosten auf 397,00 Euro pro m? Spielflache fest.

Dieser Betrag ist im Vergleich zu dem bisher seit dem 25. Oktober 1985 unver-
dndert gultigen Wert von 143,16 Euro pro m? Spielplatzflache (ehemals 280,00
DM/Brem.ABIl. Seite 577/1985) deutlich angehoben, begriindet sich aber in ei-
ner seitdem unterbliebenen Anpassung und den zwischenzeitlichen Kosten-
steigerungen.

Im Zuge der Novellierung des Kinderspielflachenortsgesetzes sind zunachst die
der Berechnung zugrundeliegenden durchschnittlichen Kostentatbestande mit
folgenden Kostentatbestdanden in Abstimmung mit den zustandigen Fachbe-
hoérden aktualisiert worden:

a) Grunderwerbskosten von 275,00 Euro je m? Spielflache nach Auskunft von
Geolnformation Bremen vom 12. November 2018 auf Grundlage des fla-
chengewogenen Bodenrichtwertes fiir Wohngebiete in der Stadtgemeinde
Bremen,

b) Herstellungskosten von 140,00 Euro je m? Spielflache entsprechend Riick-
meldung des Umweltbetriebes Bremen vom 21. Mérz 2019 in Orientierung
an dem Baukostenindex und

c) die kapitalisierten, auf 20 Jahre berechneten Unterhaltungskosten von
82,00 Euro je m? Spielflaiche entsprechend Riickmeldung des Umweltbe-
triebes Bremen vom 21. Marz 2019.

Bei den Werten zu b) und c) ist zugunsten der Bauherrschaft vom Umweltbe-
trieb Bremen bereits bertcksichtigt worden, dass es sich um private Kinder-
spielflachen handelt, da die tatsachlichen Kostentatbestande fur offentliche
Spielplatze oftmals deutlich hoher ausfallen.

Eine Addition der aktualisierten durchschnittlichen Herstellungs- und Unter-
haltungskosten mit den zu lit. a) bis lit.c) ermittelten Werten fihrt zu einem
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rechnerischen Ablésungsbetrag von 497,00 Euro. Dies ist eine Steigerung in
Hohe von 354 Euro/m? gegentiiber dem bisherigen Wert.

Unter der Berticksichtigung einer zuldassigen prozentualen Abstaffelungsmog-
lichkeit obliegt es dem kommunalen Gesetzgeber, nach Wirdigung der zuléas-
sigen Verwendungsmoglichkeiten zu Absatz 5, die tatsachliche Hohe des
Abloésungsbetrages festzusetzen.

Prozentsatz Ablosungsbetrag
100 Prozent 497,00 Euro

aktualisierte tatsdachliche Herstellungs- und
Unterhaltungskosten, Stand Marz 2019

90 Prozent 447,00 Euro
80 Prozent 397,00 Euro
Vorschlag fir Gesetzentwurf
75 Prozent 373,00 Euro
70 Prozent 348,00 Euro
60 Prozent 298,00 Euro
50 Prozent 249,00 Euro
40 Prozent 199,00 Euro
30 Prozent 149,00 Euro

entspricht ungefahr dem
bisherigen Ablosungsbetrag von 143,16 Euro

Um es entsprechend der neu geschaffenen Verwendungsmaoglichkeit nach Ab-
satz 5 Satz 2 zusatzlich zu ermoglichen, neben den Erganzungsmitteln fir die
Regelinstandhaltung offentlicher Kinderspielflachen auch zusatzliche Ablose-
betrdage zu generieren, um daraus einzelfallbezogen auch eine sinnvolle orts-
teilbezogene Verwendung zulassen zu konnen, soll der tatsachliche
Ablésungsbetrag mit 80 Prozent auf 397,00 Euro pro m? Kinderspielflache fest-
gesetzt werden.

Absatz 4 Satz 1 stellt klar, dass die Zahlung des Ablésungsbetrages der Bau-
aufsichtsbehorde vor Erteilung der Baugenehmigung nachzuweisen ist.

Satz 2 nimmt Bezug auf Vorhaben der Genehmigungsfreistellung nach § 62
BremLBO ohne praventive bauaufsichtliche Prifungen. Im Bedarfsfall ist der
Nachweis der Zahlung des Ablésungsbetrages mit vorgeschalteter isolierter
behordlicher Prifung nach Absatz 1 den erforderlichen Bauvorlagen beizufi-
gen.

In begriindeten Einzelfdllen kann als befristeter Zahlungsnachweis auch eine
Bankbiirgschaft in Hohe des ermittelten Ablésungsbetrages akzeptiert werden.

Absatz 5 schreibt korrespondierend zu dem in § 8 Absatz 4 BremLBO festge-
legten Verwendungszweck fest, dass nach Satz 1 die Abloésungsbetrage im Re-
gelfall fir die Errichtung, Gestaltung und Unterhaltung von (6ffentlichen)
Kinderspielmoglichkeiten an die Stadtgemeinde Bremen zu erfiillen sind.

Hierbei ist zu berticksichtigen, dass die erzielten Ablosungsbetrage dem Sozi-
alressort zur Verfiigung stehen, das hei3t dort wird in alleiniger Verantwortung
unter Beruicksichtigung der moglichen Verwendungszwecke nach Absatz 5
uber die entsprechende Mittelverwendung entschieden. Die betreffende Haus-
haltsstelle wird jedoch durch das Bauressort im Rahmen der Abrechnung des
bauaufsichtlichen Verfahrens ,fremdbewirtschaftet”.

Die Entwicklung der Ablosungsbetrdage ist abhangig vom Baugeschehen und
unterliegt starken jahrlichen Schwankungen. Fir den Auswertungszeitraum
der Jahre 2010 bis 2019 wurden Einnahmen aus Ablésungsbetragen von durch-
schnittlich 200 000 Euro pro Jahr generiert.

Um den finanziellen Spielraum fiir notwendige gesamtstadtische MaBnahmen
zu erhohen und anderseits auch neue Verwendungsmoglichkeiten zulassen zu
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konnen, erscheint eine deutliche Anhebung des Ablésungsbetrages nach Ab-
satz 3 sachgerecht. Gleichzeitig wird die Ablésung dadurch fir die Bauherren
finanziell unattraktiv und soll den Anteil der Realherstellung hausnaher Spiel-
platze erhohen.

Satz 2 ist neu und ermdoglicht es, im Einvernehmen mit der fiir Spielférderung
zustandigen Stelle unter Berticksichtigung des Haushaltsvorbehalts auch eine
ortsteilbezogene Verwendung der Ablosungsbetrage nach Satz 1 zulassen zu
konnen. Diese Mdoglichkeit legalisiert damit eine seit langem praktizierte Ver-
waltungspraxis, in der eine entsprechende vorhabenbezogene Feinsteuerung
iiber stadtebauliche Vertrage erfolgt (zum Beispiel in der Uberseestadt). Auf
die erganzenden Ausfiithrungen in § 2 Absatz 5 wird verwiesen.

Gleichzeitig wird mit der neuen Offnungsklausel entsprechenden Beschliissen
des Beirates Neustadt vom 17. Dezember 2015 und 17. November 2016 Rech-
nung getragen. Die Initiative fiir eine ortsteilbezogene Verwendung kann ent-
weder Uber die Beirdte im Rahmen der Beteiligung nach § 9 Absatz 1 Nummer
3 des Beirdategesetzes oder bereits bei der Planung des Bauvorhabens durch die
Bauherrin oder den Bauherren oder die fiir die Bauleitplanung zustandige
Stelle ausgehen.

Im Rahmen des behoérdlichen Abstimmungsprozesses wird die Chance einer
sinnvollen Realisierung mit allen beteiligten Akteuren erértert. Die Entschei-
dung ist im Einvernehmen mit der fiir die Spielférderung zustandigen Stelle zu
treffen, da dort die Mittelverwendung der betreffenden Haushaltsstelle ab-
schliefend festzulegen ist.

Es wird jedoch darauf hingewiesen, dass mit den generierten Ablésungsbetra-
gen zundachst zwingend die Unterhaltung der bestehenden 6ffentlichen Spiel-
flachen im gesamten Stadtgebiet als oOffentliche Aufgabe unter Beriick-
sichtigung der Verkehrssicherungspflicht sicherzustellen ist, bevor in Einzel-
tfallen einer ortsteilbezogenen Verwendung zugestimmt werden kann. Ein
zwingender Rechtsanspruch auf eine ortsteilbezogene Verwendung kann aus
der Vorschrift nicht hergeleitet werden.

Zu § 7 — Abweichungen

Absatz 1 stellt klar, dass die flexible Abweichungsvorschrift des § 67 BremLBO
nicht nur bei Abweichungen von Anforderungen der BremLBO, sondern aus-
dricklich auch von Anforderungen solcher Vorschriften gilt, die — wie dieses
Kinderspielflachenortsgesetz — auf der Grundlage der BremLBO erlassen wor-
den sind. Darauf weist § 67 Absatz 1 Satz 1 ausdriicklich hin.

Mit Bezug auf § 67 Absatz 2 Satz 2 BremLBO, demnach sind bei Vorhaben, die
der Genehmigungsfreistellung nach § 62 BremLBO oder dem vereinfachten
Baugenehmigungsverfahren nach § 63 BremLBO unterfallen, Abweichungen
von den Vorschriften dieses Gesetzes ,isoliert” zu beantragen.

Abweichungen von den materiellen Anforderungen dieses Gesetzes sind unter
Wiirdigung der berechtigten Interessen der Kinder zum Beispiel méglich wenn

a) Entfernungsvorgaben nicht eingehalten werden koénnen,

b) eine direkte und gefahrlose Wegeverbindung zwischen verschiedenen
Spielinseln nicht méglich ist,

c) eine Unterschreitung der erforderlichen MindestgroBe der Kinderspielfla-
che ohne Ablésung zugelassen werden soll, wenn die Qualitdt der Ausstat-
tung der Spielangebote nach § 4 erhoht wird,

d) eine Spielflache ausnahmsweise auf dem Dach eines Gebdaudes errichtet
werden soll, sofern dort in Verbindung mit Dachbegriinung eine anspre-
chende Aufenthaltsqualitdt geschaffen wird und eine gefahrlose Nutzung
auch fiir die Umgebung méglich ist (Ballfangzéaune).

—25—



Uber die Erteilung einer beantragten Abweichung entscheidet die untere Bau-
aufsichtsbehorde. Sie kann die fiir die Spielférderung zustandige Stelle bei der
Entscheidungsfindung beteiligen.

Absatz 2 ermdéglicht es der unteren Bauaufsichtsbehorde, eine Abweichung
hinsichtlich der vollstandigen oder anteiligen Herstellungspflicht nach § 8 Ab-
satz 3 BremLBO auch ohne Zahlung eines Ablésungsbetrages nach § 6 in den
beiden nachstehend genannten Ausnahmefdllen zulassen zu kénnen:

Nummer 1 fiihrt das mit § 8 Absatz 3 der BremLLBO-18 gestrichene ,Reihen-
hausprivileg” unter der Voraussetzung der ,Beweislastumkehr” wieder ein.
Damit soll eine Kompromisslosung zwischen stadtebaulichen Zielsetzungen,
den berechtigten Belangen von Kindern und den Interessen der Wohnungs-
wirtschaft erreicht werden.

Der seit 1995 bisher in § 8 Absatz 3 Nummer 3 BremLBO-10 geregelte Verzicht
zur Herstellung einer Kinderspielflache fiir Wohnungen in Gebdauden mit dem
Erscheinungsbild und der Nutzung von Einfamilienhdusern, wenn deren Auf-
enthaltstdume einen unmittelbaren Zugang zu einer zum Spielen geeigneten
und der ausschlieBlichen Verfligung des Wohnungsinhabers unterliegenden
Gartenfldache haben, ist mit Inkrafttreten der BremLBO-18 zum 1. Oktober 2018
ent-fallen, da sich bei Reihenhauszeilen zunehmend der Trend verfestigt hat,
dass insbesondere bei bevorzugter WEG-Teilung durch den Bauherren die ver-
figbaren Gartenflachen je Sondereigentiimer zunehmend kleiner geworden
sind (Hausgrundstiicke < 250 m?). Eine grundsatzliche Beibehaltung der ge-
setzlichen Ausnahme von der Herstellungspflicht wurde deshalb behoérdlicher-
seits als nicht mehr zeitgemdB eingestuft, da auf dem jeweiligen
Sondereigentum die verbleibende Gartenflache (sogenannte ,Handtuchgar-
ten”) zur Aufstellung von Spielgeraten oft als nicht mehr ausreichend angese-
hen wurde. Die grundsatzliche Annahme dieser Flachenverfiigbarkeit war
1995 die Voraussetzung fiir die Aufnahme des ,Reihenhausprivilegs” in die
BremLBO. In der Konsequenz lebt mit dem Wegfall die Pflicht zur Herstellung
der erforderlichen Kinderspielflache damit auch fiir WEG-geteilte Reihenhéu-
ser nach § 8 Absatz 3 BremLBO auf.

Diese Entscheidung ist nach Inkrafttreten der LBO-Novelle von Vertretern der
Wohnungswirtschaft insbesondere unter Wirtschaftlichkeitsaspekten heftig
kritisiert worden. Zudem wird eine Ungleichbehandlung zwischen real geteil-
tem Wohnungseigentum und nach WEG-geteilten Grundstiicken vermutet.

Diesem Vorwurf ist zu widersprechen. In Anlehnung an die Musterbauordnung
setzt nach § 8 Absatz 3 BremLBO die Verpflichtung zur Herstellung hausnaher
Spielflachen bei Gebduden mit mehr als drei Wohnungen auf dem Baugrund-
stiick ein. Dies gilt unbeachtlich der Rechtsform des Grundstiicks, auf dem die
Wohneinheiten realisiert werden sollen. Werden mehr als drei Wohneinheiten
auf einem Grundstuck realisiert, das zuvor realgeteilt worden ist, so betrifft die
Herstellerpflicht den Bauherrn dieser Wohneinheiten im gleichen MaBle, wie
denjenigen, der mehr als drei Wohneinheiten auf einem ungeteilten WEG-
Grundstiick herstellt. Dies vorausgeschickt, kann gerade nicht eine Ungleich-
behandlung der Reihenhduser auf realgeteiltem Grund im Vergleich zu jenen
im WEG-Eigentum angenommen werden. Dartiber hinaus muss davon ausge-
gangen werden, dass auf realgeteilten Baugrundstiicken Gebaude mit bis zu
drei Wohnungen in der Regel aufgrund der planungsrechtlichen Festsetzungen
(GRZ-Faktor maximal 0,4) in Bebauungsplanen als freistehende Einfamilien-
hduser, gegebenenfalls mit maximal zwei Einliegerwohnungen in der Bauzone
in offener Bauweise errichtet werden und auch nach der Unterbringung von
Stellpldatzen und sonstigen Nebenanlagen eine ausreichend groB3e nicht uber-
baute Flache verbleibt, die als Kinderspielflache nutzbar ist und das Aufstellen
von Kinderspielgeraten ermoglicht.

Die Erfahrungen haben gezeigt, dass im Gegenzug bei lediglich WEG-
geteilten Baugrundstucken unter Vorrausetzung der baurechtlichen Zulassig-
keit oftmals eine hohere Dichte entsteht, die die individuelle Freiflachenver-
fugbarkeit je Hausgrundstick deutlich reduziert, sodass hier im Sinne des
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Regelungszwecks der Vorschrift zur Schaffung ausreichend groBer hausnaher
Spielflachen behordlicher Nachsteuerungsbedarf zur Schaffung ausreichend
groBer Spielfldchen fir Kinder besteht, die dariiber hinaus auch eine wertvolle
Aufenthaltsqualitdt fiir die gesamte Eigentumsgemeinschaft darstellen.

Unter Bertlcksichtigung der verschiedenen Interessenlagen kann der Bautra-
ger demnach zukunftig tiber eine Abweichung nach § 67 BremLBO auch wei-
terhin von der grundsatzlichen Herstellungspflicht nach § 8 Absatz 3 BremLBO
befreit werden, wenn er in den Bauvorlagen nachweist, dass auf den einzelnen
Hausgrundstiicken auf nicht iilberbaubaren Grundstiicksflachen unter Bertick-
sichtigung zuldssiger Nebenanlagen eine zusammenhdngende Mindest-Gar-
tenflache von 60 m?2 verbleibt, die zum individuellen Aufstellen von
Kinderspielgerdaten geeignet ist. Da es sich um eine zusammenhangende Fla-
che handeln muss, scheidet fiir die Entscheidung tiber die Zuladssigkeit der Ab-
weichung eine Zusammenrechnung ,zerstiickelter” Vorgartenflachen und
rickwartiger Gartenflachen aus.

Dieser Mindest-Flachennachweis berticksichtigt auch das nachtragliche Er-
richten einer Terrasse oder dhnliches und eines Gartengeratehauses, die oft-
mals nicht Bestandteil des Bauantrages fiur das Hauptgebaude sind.
Entsprechend § 61 Absatz 1 Nummer 1 lit h) bb) BremLBO ist die (nachtragli-
che) Errichtung einer Terrasse bis zu einer Grundflache von 30 m? und einer
Tiefe bis 3,50 m? verfahrensfrei. Gleiches gilt fiir die Errichtung von Gartenge-
ratehdusern bis zu einer Grundflache von 10 m? entsprechend § 61 Absatz 1
Nummer 1 lit a) BremLBO. Mit Bezug auf die fiir eine positive Abweichungs-
entscheidung nach § 67 BremLBO erforderliche zusammenhédngende Mindest-
GartengroBe verbleibt damit unter Beriicksichtigung der verfahrensfrei zulas-
sigen baulichen Anlagen noch eine nicht tiberbaubare Rest-Gartenflache von
20 m? zum individuell moglichen Aufstellen von Kinderspielgerdten in der ei-
genen Entscheidung der jeweiligen Bewohner.

Auf die Erteilung einer Abweichung nach Nummer 1 und die vollstandige Be-
freiung von der Herstellungspflicht nach § 8 Absatz 3 besteht jedoch kein
Rechtsanspruch, auch wenn alle Hausgrundstiicke die erforderliche Mindest-
Gartenfldache von 60 m?2 aufweisen, denn die Vorschrift raumt der Bauaufsichts-
behorde einleitend die Moglichkeit ein, auch eine zumindest anteilige Herstel-
lung einer gemeinschaftlich nutzbaren Kinderspielflache einfordern zu
koénnen. Dies vor dem Hintergrund, dass auf den individuell zur Verfugung ste-
henden Reihenhausgrundsticken typischerweise nur kleinere, oftmals nicht
ortsfeste Spielgerdate und/oder Sandspielflachen fiir Kleinkinder bis zum voll-
endeten funften Lebensjahr aufgestellt werden.

Gerade bei groBeren Bauvorhaben sollen jedoch unter Berucksichtigung der
berechtigten Interessen der Kinder auch altersgerechte Spielflachen fiir Kinder
im Alter von sechs bis 14 Jahren eingerichtet werden. Da davon auszugehen
ist, dass diese nicht mehr im eigenen Reihenhausgarten untergebracht werden
konnen, erscheint es zweckmaBig, diese als gemeinschaftliche nutzbare Kin-
derspielflache auf dem Baugrundstick anzulegen, die als geselliger Kinder-
Treffpunkt dient. Uber die anteilige GroBe ist einzelfallbezogen unter Beriick-
sichtigung des Charakters des Baugebiets zu entscheiden.

Nach Nummer 2 ist die Erteilung einer Abweichung mdglich, wenn die Her-
stellungspflicht durch eine Nutzungsanderung im vorhandenen Bestand zu
Wohnzwecken entsteht. Dies erscheint vor dem Hintergrund sachgerecht, dass
in der Genehmigungspraxis immer haufiger aufgegebene erdgeschossige ge-
werbliche Nutzungen in Wohnraum umgewandelt werden aber entsprechend
des § 8 Absatz 3 BremLBO die grundsatzliche Herstellungsverpflichtung bei
Bestandsgebduden bereits ab der ersten zusatzlichen Wohneinheit einsetzt.

Da analog zum ebenfalls stadtebaulich gewtlinschten Nachverdichtungsprivi-
leg nach § 2 Absatz 2 im Regelfall keine ausreichenden Flachen auf dem Bau-
grundstiuck vorhanden sind, erscheint auch eine Ablosung insbesondere dann
nicht verhdaltnismaBig, wenn entsprechend der bisherigen Regelung der
BremL.BO-10 nicht mehr als drei zusatzliche Wohneinheiten entstehen.
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Zu § 8 — Beseitigung

Absatz 1 ibernimmt in Satz 1 wortgleich die bisherige Anforderung nach § 5
Absatz 4 Satz 1 alte Fassung, wonach vorhandene Kinderspielflachen nur mit
Zustimmung der Bauaufsichtsbehorde ganz oder teilweise beseitigt werden
durfen. Ein Zuwiderhandeln ist nach § 8 Nummer 5 ein Ordnungswidrigkeiten-
Tatbestand und soll damit verhindern, dass hausnahe Kinderspielflachen trotz
ausdricklicher Erhaltungspflicht einige Jahre nach der Herstellung wieder be-
seitigt werden, um im Rahmen der Verkehrssicherungspflicht einem ebenfalls
unzulassigen Verfall vorzubeugen.

Absatz 2 Satz 1 stellt klar, dass diese Zustimmung mit Auflagen und unter Be-
dingungen erteilt werden kann. Ebenso kann nach Satz 2 eine Ablésung ent-
sprechend § 6 verlangt werden, wenn der nachtrdagliche ,Freikauf” fir die
Beseitigung nachvollziehbar begriindet ist. Eine nachtragliche Ablésung ist mit
Hinweis auf § 6 Absatz 3 insbesondere dann zu verlangen, wenn die die Kin-
derspielplatzpflicht auslésende Baugenehmigung noch nicht alter als 20 Jahre
ist.

Zu § 9 - Ordnungswidrigkeiten

Die Vorschrift bestimmt entsprechend § 83 Absatz 1 Nummer 1 BremLBO mit
den Nummern 1 bis 5 die buBigeldbewdahrten Tatbestande der Satzung, es sei
denn, die Behorde hat nach § 67 BremLBO eine entsprechende Abweichung
zugelassen.

Zu § 10 - Ubergangsvorschrift

Die Ubergangsvorschrift enthélt eine sogenannte ,Meistbegiinstigungsklau-
sel”. Bei Vorhaben, bei denen das bauaufsichtliche Verfahren vor dem Inkraft-
treten dieser Satzung eingeleitet worden ist, gilt das neue Recht nur, soweit es
fir die Bauherren eine im Vergleich mit dem bisherigen Recht giinstigere Re-
gelung enthalt.

Zu § 11 — (Inkrafttreten, AuBlerkrafttreten)

Satz 1 regelt das Inkrafttreten der Neufassung des Kinderspielflachenortsge-
setzes nach Verkiindung im Gesetzblatt der Freien Hansestadt Bremen zum 1.
Januar 2021.

Satz 2 setzt fest, dass damit gleichzeitig das bisherige Kinderspielflachenorts-
gesetz vom 3. April 1973 (Brem.GBl. Seite 31) auBer Kraft tritt.

- 28 —



	Bremische Bürgerschaft Drucksache 20/342 S
	Mitteilung des Senats vom 3. November 2020
	Novellierung des Kinderspielflächenortsgesetzes für die Stadtgemeinde Bremen (Kinderspielflächenortsgesetz, KSpOG)



